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ERLAUTERNDES MEMORANDUM
vorgelegt von Gerd Héfer, Berichterstatter

1. Einleitung

1.Seit Javier Solana, der Hohe Vertreter der Europdischen Union fiir die Gemeinsame Auflen- und
Sicherheitspolitik (GASP) und Generalsekretdr der WEU die erste Fassung seines Papiers iiber die
Européische Sicherheitsstrategie im Jahre 2003 bekannt gegeben hat, hat die WEU-Versammlung
diesem Thema zwei Berichte zusammen mit Empfehlungen gewidmet, und zwar mit der Absicht,
einen Beitrag zur diesbeziiglichen offentlichen Debatte zu liefern, und er hat Vorschldge fiir den
endgiiltigen Entwurf des Dokuments vorgelegt.'.

2.Nach Annahme des Textes der Europdischen Sicherheitsstrategie durch den Européischen Rat am
12.Dezember 2003 empfahl die Versammlung unter anderem, der Rat moge der Europdischen Union
den nétigen Anstol geben, um sicherzustellen, dass die Europdische Sicherheitsstrategie umgesetzt
wird® und er mége im Rahmen der EU eine Studie in die Wege leiten, die sich mit Entwicklung und
Umfang des Rechtes auf individuelle und kollektive Selbstverteidigung im Rahmen des von der
Europiischen Sicherheitsstrategie® vorgeschlagenen priventiven Engagements/priventiven Einsatzes
befasst.

3.Die transatlantischen Aspekte der Strategie wurden vor allem in dem Bericht iiber neue
Herausforderungen fiir die transatlantische Sicherheitskooperation untersucht, der von der
Versammlung am 1 Dezember 2004* angenommen wurde. Die wesentlichen Argumente dieser
Berichte sind im Anhang zu dem vorliegenden Bericht zusammengefasst.

4.Fir eine tiefer gehende Bewertung der Implikationen bei der Umsetzung der Europidischen
Sicherheitsstrategie muss dies nun im Hinblick auf die verschiedenen internationalen Organisationen
betrachtet werden, in denen die multinationale Zusammenarbeit Gestalt annimmt, und es stellt sich die
Frage, in welchem Umfang diese Zusammenarbeit in dquivalenter Weise demokratisch analysiert wird.

5.In den flinfzehn Monaten nach Annahme der Strategie gab es Verdnderungen in der internationalen
Lage von aullergewdhnlicher Schnelligkeit und die Europdische Union, die in dem Dokument ihr
Bestreben bekundet hatte, globaler Akteur zu werden, sah sich weiteren Herausforderungen gegeniiber.

6.Dies hat eine Reihe von Fragen aufgeworfen. Erstens muss bewertet werden, welche praktischen
MaBnahmen getroffen worden sind, besonders hinsichtlich der ESVP, und zwar in Richtung auf die
Umsetzung der in der Europdischen Sicherheitsstrategie definierten Ziele, fiir die vonseiten der
Europédischen Union Handlungsbedarf besteht, und auch hinsichtlich der Kriterien, denen die
Européische Union folgen muss, um konkrete Auftrige wahrnehmen zu kénnen. Zweitens ergibt sich
die Frage, in welchem Umfang die Européische Sicherheitsstrategie in ihrer jetzigen Form angepasst
oder weiter ergénzt werden muss, um mit einer globalen Situation fertig zu werden, die in stindigem
Fluss begriffen ist.

7.Drittens, welches ist die Bedeutung des Inkrafttretens des Vertrages liber eine européische
Verfassung und ganz besonders ihrer Klauseln hinsichtlich der Europiischen Sicherheits- und

! Siehe Empfehlung 733 im Dokument 1841 der Versammlung, angenommen am 1. Dezember 2003: “Ein européisches
Sicherheitskonzept — Verteidigungsaspekt; Dokument 1844 der Versammlung, angenommen am 2. Dezember 2003:
“Die Aussichten fiir die européische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Teil II) — Antwort auf den Jahresbericht des
Rates”.

? Siehe Empfehlung 748 im Dokument 1860 der Versammlung, angenommen am 4. Juni 2004: “Die Europiische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik nach Erweiterung von EU und NATO — Antwort auf den Jahresbericht des
Rates”.

? Siehe Empfehlung 749 im Dokument 1878 der Versammlung, angenommen am 29. November 2004: “Europiische
Sicherheitspolitik 50 Jahre nach Unterzeichnung des gednderten Briisseler Vertrages — Antwort auf den Jahresbericht
des Rates”.

* Siehe Empfehlung 757 im Dokument 1877 der Versammlung, angenommen am 1. Dezember 2004: “Neue
Herausforderungen fiir die transatlantische Sicherheitskooperation".
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Verteidigungspolitik fiir die Erreichung der Ziele, die sich die EU im Rahmen der Europdischen
Sicherheitsstrategie gesetzt hat?

8.Viertens, wie wichtig sind in diesem Zusammenhang die von den Signatarméchten des geénderten
Briisseler Vertrages eingegangenen Verpflichtungen, soweit diese nicht von der Europédischen Union
iibernommen worden sind? Die fraglichen Gebiete sind im Einzelnen die Leistung gegenseitiger
Unterstiitzung in enger Zusammenarbeit mit der NATO und die Verpflichtung des Rates, einer
Versammlung von Vertretern nationaler Parlamente einen Jahresbericht vorzulegen.

9.Die Einbindung von Parlamenten und Wiéhlerschaften in die Bemiihungen zur Schaffung eines
sichereren Europa ist umso wichtiger als die Europdische Sicherheitsstrategie darauf hinweist, dass
"eine Welt von gut regierten demokratischen Staaten der beste Schutz fiir unsere Sicherheit ist". In
diesem Zusammenhang hat Herr Solana wiederholt auf die Bedeutung der Fiihrungsrolle Europas bei
der Ausweitung der Demokratie’ hingewiesen.

10. Unter diesem Blickwinkel muss daher die Moglichkeit ins Auge gefasst werden, die
Europdische Sicherheitsstrategie durch eine interparlamentarische Strategie zu ergénzen, die das Ziel
verfolgt, eine engere Partnerschaft zwischen Europa und den Parlamenten und Volkern seiner
unmittelbaren und entfernteren Nachbarn zu schaffen, um diesen zu helfen, sich stirker mit den Zielen
der europiischen Politik vertraut zu machen, die Demokratie in diesen Staaten zu stirken und eine
interparlamentarische Zusammenarbeit zu entwickeln.

11. Die gemeinsamen Sitzungen der Ausschiisse der Versammlung mit den Mitgliedern des
Sténdigen Rates der WEU — die gleichzeitig Mitglieder des Politischen und Sicherheitspolitischen
Komitees (PSK) sind — sowie mit dem Nordatlantik-Rat und den offiziellen Instanzen von SHAPE
sind weiterhin ein fundamentaler Bestandteil der Aktivitdten der Versammlung und tragen bei zu einer
gemeinsamen Bewertung der Entwicklungen auf dem Gebiet der internationalen Beziehungen sowie
ihren Implikationen fiir die GASP und die ESVP.

12. Die Erorterungen mit dem Stdndigen Rat in Briissel am 9. Mérz und in Mons bei SHAPE am
10. Mirz sowie die Sitzung mit dem Nordatlantik-Rat in Briissel am 21. Méarz 2005 haben einen
wesentlichen Beitrag zu der Erstellung des vorliegenden Berichts geleistet. Die Versammlung erhielt
den zweiten Teil des fiinften Jahresberichts des Rates jedoch nicht rechtzeitig genug, so dass es ihren
Ausschiissen nicht moglich war, seinen Inhalt bei der Erstellung ihrer Berichte zu beriicksichtigen.

Il. Die Europdische Sicherheitsstrategie in Verbindung mit der Arbeit internationaler Organisationen

13. Die von der FEuropdischen Union unternommene Initiative, eine FEuropdische
Sicherheitsstrategie ins Leben zu rufen, kann nicht isoliert betrachtet werden. Sie muss in Verbindung
mit den anderen internationalen Organisationen gesehen werden, deren Aufgabe es ist, auf die
Starkung und Konsolidierung gemeinsamer Werte hinzuarbeiten, &hnlich denen, die den 25
Mitgliedstaaten der Européischen Union gemeinsam sind.

14. Es gibt in der Tat zahlreiche internationale Foren — regional oder auch weltweit — deren
gemeinsame Ziele die Erhaltung einer Friedensordnung sowie der Freiheit und Sicherheit auf der Welt
sind. Finige Organisationen haben parlamentarische Gremien. Sie unterscheiden sich nach ihrer
historischen Entwicklung, ihrem Zusténdigkeitsbereich, ihrem Interessensschwerpunkt und dem von
ihnen abgedeckten geographischen Bereich.

15. Allerdings sind alle diese Organisationen das Ergebnis verschiedener Initiativen und
Verhandlungen zwischen den Regierungen ihrer Mitgliedstaaten, die je nach der Art des betreffenden
Gremiums einen groferen oder kleineren Teil ihrer Souverénitit bewusst und bereitwillig geopfert
haben.

16. Auch wenn die Parlamente der Mitgliedstaaten der internationalen Organisationen die
diesbeziiglichen Vertrdge zu ratifizieren hatten, wurde eine parlamentarische Aufsicht fiir ihre
Aktivitdten in vielen Féllen erst viel spéter eingefiihrt. Eine parlamentarische Priifung im eigentlichen
Sinne war und ist immer noch die Ausnahme.

> Les Echos, 14. Mirz 2005; The Financial Times, 14. Mérz 2005.
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17. Bei nédherer Betrachtung einiger dieser Organisationen in der chronologischen Reihenfolge
ihrer Griindung lasst sich folgendes feststellen. Die Organisation der Vereinten Nationen (UNO) wurde
1945 gegriindet, mit einer Generalversammlung, in der die Regierungen der derzeit 191
Mitgliedstaaten vertreten sind. Die UNO hat einen Sicherheitsrat mit fiinf stindigen Mitgliedern mit
Veto-Recht und zehn nicht stindigen Mitgliedern ohne dieses Recht. Der Vorsitz geht abwechselnd an
jeweils einen Mitgliedsstaat. Die UNO hat einen Internationalen Gerichtshof, ein Sekretariat, einen
Generalsekretir und Nebenorgane, doch die UNO- Charta sieht nicht ausdriicklich ein
parlamentarisches Gremium vor.

18. Vor kurzem, am 21. Mirz 2005, verOffentlichte der UNO-Generalsekretir einen sehr
umfassenden Bericht mit dem Titel: "In groerer Freiheit in Richtung auf Entwicklung, Sicherheit und
Menschenrechte fiir alle". Er enthdlt Vorschldge fiir eine tiefgreifende Reform der Organisation. Der
Bericht behandelt eine Reihe von Fragen, vor allem hinsichtlich eines breiteren Verstidndnisses der
kollektiven Sicherheit und der Bedingungen fiir die Anwendung von Gewalt im Falle einer Bedrohung
des Weltfriedens, die auch Gegenstand der Européischen Sicherheitsstrategie sind.

19. Die Unterzeichnung des Briisseler Vertrages am 17. Mérz 1948 durch fiinf westeuropéische
Nationen erleichterte die Schaffung der Nordatlantikpakt-Organisation (NATO — auf der Basis des
Nordatlantik- Vertrages, der am 4. April 1949 abgeschlossen wurde). Die NATO hat jetzt 26
Mitgliedstaaten, die sich alle, abgesehen von den Vereinigten Staaten und Kanada, in Europa befinden.
Die Parlamentarische Versammlung der NATO, die nicht vom Nordatlantik-Pakt gegriindet wurde,
sondern viel spdter entstand, ndmlich als Ergebnis mehrerer aufeinander folgender Umwandlungen
einer Jahreskonferenz von NATO-Parlamentariern — hat keine Kontrollbefugnisse fiir Tétigkeiten des
NATO-Rats.

20. Die NATO mit einer grolen Anzahl von Nebenorganen hat seit Ende des Kalten Krieges ein
breites Netz von Beziehungen mit Drittstaaten gekniipft: Zum Beispiel iiber den Nordatlantischen
Kooperationsrat und die Partnerschaft fiir den Frieden (PfP). Das Strategische Konzept der Allianz ist
mehrfach revidiert worden, und die NATO ist weiterhin dabei, sich zu wandeln und ihr Mandat neu zu
definieren, mit duBerst wichtigen Auswirkungen auf ihre kiinftigen Beziehungen zur Europdischen
Union und fiir die Umsetzung der Europdischen Sicherheitsstrategie der EU.

21. Der Europarat, dessen Statut am 5. Mai 1949 in London unterzeichnet wurde, hat zur Zeit 46
Mitgliedstaaten. Die Parlamentarische Versammlung hat gegeniiber dem Rat eine beratende Funktion.
Die Verabschiedung einer Menschenrechtskonvention durch den Europarat und die Schaffung des
Europédischen Menschenrechtsgerichtshofs sind wichtige Faktoren unter anderem fiir eine kiinftige
Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und der Europidischen Union, die dieser Konvention
beitreten wird, sobald der Vertrag iiber eine Verfassung fiir Europa in Kraft getreten ist.

22. Die WEU, die am 23. Oktober 1954 durch den gednderten Briisseler Vertrag gegriindet
wurde, besteht derzeit aus einem Kern von zehn europdischen Signatarstaaten, die eine
Beistandsklausel unterschrieben haben, zu der sie sich fiir den Fall eines bewaffneten Angriffs auf
einen von ihnen in Europa verpflichten und die in enger Zusammenarbeit mit der NATO umzusetzen
ist. Der WEU-Rat ist verpflichtet, einen Bericht vorzulegen, und zwar einer Versammlung bestehend
aus den Vertretern der Signatarmichte des Vertrages zur Weiterleitung an die Parlamentarische
Versammlung des Europarates. Der WEU-Rat hat 18 europidische Nationen mit unterschiedlichem
Status aufgenommen (assoziierte Mitglieder, assoziierte Partner, Beobachter) und Kriterien fiir neue
Lénder definiert, die dem geénderten Briisseler Vertrag beitreten oder einen assoziierten Status in der
WEU erlangen, hat aber die Anwendung von irgendeiner Form von WEU-Erweiterungsverfahren
derzeit ausgesetzt.

23. Die Europdische Union, die zur Zeit 25 Mitgliedstaaten einschlieBlich der 10 WEU-
Mitgliedstaaten umfasst, entstand 1957 mit dem Vertrag von Rom, mit dem die Europiische
Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl, die EURATOM und die Europidische Wirtschaftsgemeinschaft
gegriindet wurden. Seit den bescheidenen Anfangen als informeller Organismus der europdischen
politischen Zusammenarbeit ist die Europdische Union zum Schwerpunkt der politischen
Zusammenarbeit in Europa auf der Grundlage der Vertrige von Maastricht, Amsterdam und Nizza
geworden, in denen nach und nach die Grundsitze fiir die GASP und anschlieBend die ESVP
festgelegt wurden, wozu auch die Entwicklung eines breiteren Sicherheitskonzepts gehorte. Nach
Ubertragung der Krisenbewiltigungsaufgaben der WEU an die Europdische Union entwickelte die



Union die notwendigen Instrumente flir die Umsetzung einer européischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik: das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK), den Militdrausschuss,
den Militdrstab der Europdischen Union (EUMS), das Lagezentrum, die zivil-militérische
Planungszelle, die Europdische Verteidigungsagentur (EVA) usw..

24, Weitere institutionelle Mainahmen zur Stirkung der Féahigkeit der Européischen Union zur
Fiihrung einer effektiven und glaubhaften ESVP, sind in dem Vertrag fiir die Festlegung einer
europdischen Verfassung vorgesehen, der sich zur Zeit im Prozess der Ratifizierung befindet. Die
Européische Union hat eine Entscheidungsvollmacht, die durch den Ministerrat und den Européischen
Rat représentiert wird, eine Vollmacht zur Initiative und Durchfithrung, die durch die Kommission und
ein Uberpriifungsgremium ausgeiibt wird, nidmlich das Europdische Parlament. Die legislativen
Vollmachten des Europdischen Parlaments diirften betrachtlich gestirkt werden, und zwar als Ergebnis
der Bestimmungen des Verfassungsvertrages, der sich zur Zeit im Prozess der Ratifizierung befindet.
Doch diese Vollmachten sind hinsichtlich der GASP und der ESVP immer noch sehr begrenzt, und
zwar insofern als diese beiden politischen Bereiche vollstindig der zwischenstaatlichen
Zusammenarbeit unterliegen.

25. Und letztlich zu beriicksichtigen sind die Tatigkeiten der OSZE als Nachfolgeorganisation
der 1974 gegriindeten KSZE, die zur Zeit 55 Mitglieder hat: Alle europédischen Nationen, die Lander,
die nach dem Fall der Sowjetunion entstanden sind (heute Mitglieder der GUS) und dazu die
Vereinigten Staaten und Kanada.. Die OSZE hat einen Rat und eine Parlamentarische Versammlung,
die anschliefend zur Wahrnehmung beratender Funktionen geschaffen wurde.

26. Bei ndherer Betrachtung kann man feststellen, dass die parlamentarischen Dimensionen der
verschiedenen hier erdrterten Organisationen, abgesehen von den Vereinten Nationen, aus inter-
parlamentarischen Foren bestehen, die sich aus Delegationen der nationalen Parlamente mit mehr oder
weniger starken Vollmachten hinsichtlich Uberpriifung und Konsultation zusammensetzen. Die eine
Ausnahme ist das Europdische Parlament, welches in direkter Abstimmung gewé#hlt wird, welches aber
noch nicht voll "europdisch" ist, und zwar insofern, als die Zahl der den Mitgliedstaaten zugestandenen
Sitze im Verhéltnis zu ihrer Bevolkerungszahl stehen.

27. Eine dynamische Vision der Entwicklung der Européischen Union, die in dem Vertrag iiber
eine europdische Verfassung vorgelegt wurde, sicht das Europdische Parlament in der kiinftigen
Ausiibung echter Kontrolle iiber die europdische Exekutive. Dies ist bereits weitgehend der Fall
hinsichtlich der Téatigkeiten der Europdischen Kommission und des Haushalts der Union, doch das
Parlament hat bis jetzt noch sehr begrenzte Konsultationsrechte auf den Gebieten, auf denen die
zwischenstaatliche Zusammenarbeit gilt und vor allem auch hinsichtlich der Européischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (ESVP).

28. Die Anwendung einer breiten Interpretation des Begriffs "Sicherheit" stiitzt sich die
Européische Sicherheitsstrategie auf das ganze Spektrum von Instrumenten der Gemeinschaft sowie
zwischenstaatlichen Instrumenten, die der Europdischen Union zur Verfligung stehen. Es ist daher
legitim, dahingehend zu spekulieren, ob die Umsetzung dieser Strategie nicht die Bereitschaft der
Mitgliedstaaten voraussetzt, eine "Scheibe" ihrer nationalen Souverinitdt aufzugeben, vor allem auf
einem so heiklen Gebiet wie der ESVP, damit die Europédische Union zu einem weltweiten Akteur
werden und eine strategische Kultur entwickeln kann, die "ein frithzeitiges, schnelles und
notwendigenfalls auch robustes Eingreifen fordert", wie es in der Strategie heif3t.

29. Diese Frage ist z.B. relevant fiir solche Félle, wie gemeinsame Nutzung diplomatischer und
militdrischer Moglichkeiten und vor allem fiir die Teilhabe an nachrichtendienstlichen Erkenntnissen.
Was die militdrischen Moglichkeiten angeht, so wird es an der neuen europdischen
Verteidigungsagentur liegen, besser zu sein als alle anderen vorherigen Gremien, und zwar hinsichtlich
der Harmonisierung und Rationalisierung des Prozesses, durch den fiir die Streitkrifte Europas Gerit
und Material fiir die militdrische Verteidigung bereitgestellt wird. Die Agentur bleibt ein
zwischenstaatliches Instrument, doch sobald der aus den Verteidigungsministern bestehende
Lenkungsausschuss der Agentur einstimmig einen Beschluss gefasst hat, stellt sich die Frage, ob die
FolgemaBinahmen und die Umsetzung einer Mehrheitsabstimmung oder qualifizierten
Mehrheitsabstimmung zu unterziehen sind.

30. Fiir die Schaffung eines européischen diplomatischen Dienstes hat die Vorbereitungsarbeit
begonnen, doch alles hidngt ab von der Ernennung eines AuBenministers der Union, wie es der
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Verfassungsvertrag vorsieht. Man kann sich durchaus die Frage stellen, ob kiinftige EU-Einsétze, bei
denen Streitkrifte ins Ausland entsandt werden, nicht tatsdchlich die Ernennung eines
Verteidigungsministers der Union voraussetzen. Interessant ist die Feststellung, dass im Rahmen einer
Anhorung vor dem franzosischen Senat am 13. April 2005 die Vertreterin Frankreichs bei der WEU
und beim PSK feststellte, dass der AuBBenminister der Union de facto der Verteidigungsminister wére.

31. Sie wies darauf hin, dass, obwohl der Begriff "Verteidigungsminister" als solcher zwar nicht
im Verfassungsvertrag auftaucht, dies aber sehr wohl die Rolle des kiinftigen Auflenministers der
Union wére. Er wiirde im Rat fiir Auswirtige Beziechungen und bei den Sitzungen der
Verteidigungsminister den Vorsitz fiihren, und zwar auch da, wo die letzteren als Lenkungsausschuss
der Europiischen Verteidigungsagentur zusammentreten.

32. In der gegenwirtigen Situation mochte kein Mitgliedsstaat derjenige sein, der erneut die
Diskussion dariiber eréffnet, wie niitzlich oder auch wichtig die Schaffung einer echten europdischen
Armee sein konnte, und der Verfassungsvertrag spielt in Artikel 1-41.2 nur indirekt darauf an. In
diesem Artikel steht, dass die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu einer
gemeinsamen Verteidigung fithren kdnnte, sollte der Europdische Rat so entscheiden.

33. Andererseits — und dies ist im Zusammenhang mit der Européischen Sicherheitsstrategie von
Bedeutung — erklérte sich der Europédische Rat nach der schwierigen Debatte iiber die Aufstellung
eines echten europdischen Militirstabes im Dezember 2003 zur Schaffung einer zivilen militdrischen
Planungszelle bereit, und zwar im Hinblick auf die Entwicklung von Planungskapazitiaten der EU fiir
Krisenbewiltigung. Nach dem am  25. April 2005° genehmigten Jahresbericht des Rates der
Europédischen Union an das Europidische Parlament iiber die Hauptaspekte und grundsitzlichen
Entscheidungen der GASP verfolgt die Zelle den Zweck, das nationale Hauptquartier fiir die Fithrung
eines selbststindigen EU-Einsatzes zu verstidrken, bei der Koordinierung ziviler Einsdtze zu
unterstiitzen und auch die Verantwortung zu iibernehmen fiir die Schaffung einer Kapazitit zur
Planung und Durchfithrung eines eigenstindigen EU-Militdreinsatzes, nachdem eine Entscheidung
iiber einen derartigen Einsatz getroffen worden ist.

34. Die Frage, wo die Zelle angesiedelt werden soll, ist jetzt geregelt: Sie wurde Ende 2004 im
Rahmen des EUMS eingerichtet und ihre Operationszentrale wird im Jahre 2006 voll einsatzbereit
sein. Initiativen zu ihrer Verlegung innerhalb des Militdrausschusses scheiterten. Da der EUMS dem
Generalsekretariat des Rates gegeniiber Rechenschaft schuldig ist, fiir den der Hohe Vertreter der
GASP, Herr Solana, selbst verantwortlich ist, fallt die Zelle in seinen Zustdndigkeitsbereich.

35. Nach Aussagen des Leiters des EUMS, wird die Zelle einen Personalumfang von etwa 30
Mitarbeitern einschlieBlich ziviler Planungsorgane haben. Sie wird in der Lage sein, den politischen
Entscheidungstrdgern beim ersten Anzeichen einer Krise eine grofle Bandbreite von Optionen
vorzulegen, zu denen sowohl zivile als auch militdrische Aspekte gehdren.

36. Je groBer das Engagement der Europdischen Union fiir die Entwicklung von Instrumenten,
welche sie befdhigen, bei externen Krisen auf der Basis der Européischen Sicherheitsstrategie titig zu
werden, desto dringender wird es, sich mit der Frage der parlamentarischen Uberpriifung zu befassen.
Obwohl sich die ESVP auf zwischenstaatlichen Konsens abstiitzt, ist das Europdische Parlament heute
besser informiert als nationale Parlamente und interparlamentarische Gremien wie die WEU-
Versammlung. Demzufolge ist es vorstellbar, dass die nationalen Parlamente, die das Recht haben,
jede Auslandsverlegung von Streitkraften ihrer jeweiligen Lénder zu beaufsichtigen, dieses Recht an
das Europiische Parlament iibertragen konnen. Beim gegenwértigen Sachstand sind die meisten
betreffenden nationalen Parlamente nicht bereit, einem Europédischen Parlament echte Kontrollrechte
fiir Angelegenheiten der ESVP einzurdumen. Deshalb sieht der Verfassungsvertrag nicht vor, dass das
Européische Parlament die ESVP kontrolliert.

37. Eine weitere Losung wiirde darin bestehen, dass die nationalen Parlamente iiber ein
interparlamentarisches Gremium, welches nach dem Vorbild der Versammlung der WEU konzipiert
ist, mindestens ebenso viele Informationen und Konsultationsméglichkeiten erhalten, wie das
Europidische Parlament. Und dennoch gab der Verfassungsvertrag ausschlielich dem Europdischen
Parlament’ den Vorzug, wihrend die nationalen Parlamente weiterhin die von ihren Regierungen

° Dokument 7961/05.
7 Artikel 41, Paragraph 8 besagt: “Das Europiische Parlament ist regelmiBig iiber die Hauptaspekte und
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getroffenen Entscheidungen auf der Grundlage der ESVP billigen miissen, ohne dass sie in
ausreichender Weise iiber deren europdische Dimension unterrichtet sind.

1II. Die Europiiische Sicherheitsstrategie angesichts eines sich stindig verindernden internationalen
Umfelds

38. Bei nédherer Betrachtung bestimmter Probleme, sowohl derer, die schon seit einiger Zeit
bestehen und jener, die erst kiirzlich auf der internationalen Biithne aufgetaucht sind, wird klar, dass die
Hauptrisiken und Bedrohungen, die im Rahmen der Europdischen Sicherheitsstrategie festgestellt
worden sind, ndmlich:

— - der internationale Terrorismus

— - die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (MVV)
— -regionale Konflikte

— - staatliches Versagen und

— - organisiertes Verbrechen

ihre volle Relevanz behalten in Anbetracht der nuklearen Ambitionen des Iran und von Nordkorea, der
Konflikte in Afrika, dem Kaukasus, in Mittelasien und Siidasien sowie im Mittleren Osten, der
Probleme in Moldau oder der Situation in den verschiedenen Lindern des ehemaligen Jugoslawien und
am silidlichen Mittelmeerufer. Sie alle fallen in eine oder mehrere Kategorien der o.a. Risiken und
Bedrohungen.

39. Doch es gibt noch weitere Faktoren, die die europdische und internationale Sicherheit in der
Zukunft beeinflussen diirften, darunter das echte oder potentielle Entstehen von Formen des
Nationalismus in bestimmten wichtigen Staaten. Diese Entwicklung konnte Hand in Hand gehen mit
einer Schwichung der Demokratie in den betreffenden Landern und dazu fiihren, dass in den
internationalen Beziehungen eine Politik der Kooperation durch eine Politik der Konfrontation
verdrangt wird.

40. Der Zerfall der Sowjetunion vollzog sich insgesamt friedlich und entfesselte nicht die Art
von Gewalt, die dem Zerfall Jugoslawiens folgte. Dennoch haben die Entwicklungen in den Landern
der Gemeinschaft Unabhingiger Staaten (GUS) einen sehr unterschiedlichen und zuweilen
konflikttrichtigen Verlauf genommen, wenn man die jiingsten Ereignisse in der Ukraine oder in
Kirgistan mit der Stagnation in WeiBrussland oder mit der Situation in Lindern mit autoritdrem
Regiment vergleicht, wie sie leider in Kasachstan, Usbekistan, Tadschikistan oder Turkmenistan
herrschen.

41. Solche Entwicklungen hinterlassen zwangsldufig ihren Stempel auf Russlands eigener Innen-
-und AuBenpolitik, wo ein Gefiihl der nationalen Empdrung mit der Furcht einhergeht, eingekesselt zu
werden oder mit der Angst, dass das Land implodieren konnte. Russlands jiingste Kritik an
MaBnahmen der OSZE und ihrer Haltung zu den Problemen in Tschetschenien, Georgien und
Transnistrien miissen in diesem Licht bewertet werden.

42. Eine europidische Strategie, die auf engere Bindungen mit Russland abzielt, stoft auf die
Herausforderung, eine Politik der Nachbarschaft und Partnerschaft zu realisieren, durch die die Kréfte
der Demokratie in Russland gestdrkt werden, einem Land, das immer noch im Wandel begriffen ist.
Zur Zeit erwecken die Mitgliedstaaten der Europédischen Union nicht den Eindruck, dass sie sich auf
ein klares, gemeinsames Konzept zur Politik gegeniiber Russland geeinigt haben.

43, Ein solches Konzept macht wenig Fortschritte, wiahrend weiterhin Probleme entstehen, wie
es der belgische AuBenminister Karel de Gucht, gegeniiber den Ausschiissen der Versammlung bei der
Sitzung am 9. Mirz 2005 in Briissel erklarte.

44, Wie der Vertreter des amtierenden Vorsitzes des WEU-Rates bei der gleichen Gelegenheit
bekriftigte, hat die praktische Kooperation zwischen der Europidischen Union und Russland
hinsichtlich der ESVP kaum Fortschritte gemacht und es gibt immer noch keinen Hinweis darauf, was

grundsitzlichen Entscheidungen der gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu konsultieren. Es ist iiber
deren Weiterentwicklung auf dem Laufenden zu halten.”.
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das Land zu erreichen hofft, auBler Beziehungen zu kniipfen, die denen des NATO-Russland Rates
ghneln.

45. Bei der Entwicklung einer gemeinsamen Politik gegeniiber Russland sollten auch die
Positionen der neuen mitteleuropéischen Mitgliedstaaten in Betracht gezogen werden: So zum Beispiel
die baltischen Staaten, Polen und andere. Es ist in diesem Zusammenhang bedauerlich, dass es
innerhalb der Européischen Union nicht moglich war, sich auf eine gemeinsame Haltung hinsichtlich
der Feierlichkeiten des 60. Jahrestages der Beendigung des Zweiten Weltkriegs zu einigen, die am 9.
Mai 2005 in Moskau stattfinden sollen und eine Polemik zu vermeiden, die sich bei diesem Thema
zwischen den baltischen Staaten und Russland entwickelt hat.

46. Es bleibt abzuwarten, ob das Gipfeltreffen zwischen der EU und Russland am 10. Mai 2005
dazu beitragen wird, die Art der Beziehungen zwischen den Partnern, die Aussichten fiir eine
gegenseitige Zusammenarbeit und die konkreten Gebiete, auf denen sich diese vollziehen kdnnte, zu
klaren. Es scheint, als ob beide Seiten in letzter Zeit Fortschritte in den Verhandlungen {iber die vier
Gebiete der Zusammenarbeit erzielt haben (Wirtschaft, Innere Sicherheit und Gerechtigkeit, Forschung
und Bildung, AuBere Sicherheit)®, aber die Russen erwarten offensichtlich mehr an konkreten
Vorschldgen von der Europdischen Union hinsichtlich der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der ESVP.

47. Ein weiterer Aspekt, der von einem strategischen Konzept abgedeckt werden sollte, ist die
standig stiarker werdende Rolle der Religion in bestimmten Regionen der Welt, vor allem im Hinblick
darauf, wie die Menschen ihre Identitét definieren. Dies gilt nicht nur fiir den Islam, sondern auch fiir
andere Religionen, wie den Hinduismus, den Buddhismus und das Christentum, insofern als diese
Religionen in den Landern auBBerhalb Europas an Boden gewinnen.

48. In der Europdischen Sicherheitsstrategie wird der religiose Aspekt etwas zu voreilig auf die
Gefahren von gewalttitigem religiosem Extremismus als Quelle des Terrorismus beschrinkt. Die
Religion muss in einem breiteren Blickwinkel als politischer Faktor gesehen werden. In den meisten
EU-Mitgliedstaaten ist ein starker Abwértstrend des Christentums und der religiosen Identitét
innerhalb des politischen Lebens erkennbar. Es kann aber sein, dass Europas iiberwiegend weltliche
Haltung eines Tages von aktivistischen Bewegungen, die von auBlerhalb kommen, herausgefordert
wird, indem diese Bewegungen versuchen, die Gesellschaft auf der Grundlage religidser Kriterien zu
verdandern. Dies wiirde nicht unbedingt zum Terrorismus fithren, kdnnte aber Auffassungen iiber die
Funktionsweise der Demokratie storen und Konflikte erzeugen.

49, Ein weiterer wichtiger Faktor, den es bei der kiinftigen Gestaltung der internationalen
Beziehungen zu beriicksichtigen gilt, ist die stiarkere Rolle von Weltméchten wie China, Indien und
Brasilien und anderen oder auch das Wiedererstarken Russlands als Macht, die den Vereinigten
Staaten die Stirn bieten kann und zu einem dominanten Akteur auf der internationalen Biihne wird.
Obwohl der Streit zwischen der EU und den Vereinigten Staaten iiber die Authebung des Embargos
fiir Waffenverkdufe an China keinen Niederschlag in der Europdischen Sicherheitsstrategie findet,
macht er doch sehr deutlich, dass das Gleichgewicht der Krifte nach wie vor eine fundamentale Rolle
in den internationalen Beziehungen und ganz besonders in bestimmten Regionen spielt.

50. Es scheint mittlerweile klar zu sein, dass eines der fundamentalen Ziele der Européischen
Sicherheitsstrategie darin besteht, eine auf dem Kriftegleichgewicht basierende Weltordnung durch
eine solche zu ersetzen, die sich auf bestimmte Regeln abstiitzt. In diesem Sinne wiirden die
internationalen Beziehungen durch das V&lkerrecht bestimmt werden, wobei die Charta der Vereinten
Nationen den grundlegenden Rahmen liefert.

51. Da jedoch die Vereinten Nationen als Organisation weder die Macht noch die Mittel haben,
um die Anwendung der Regeln ihrer Charta sowie des Volkerrechts weltweit durchzusetzen, ist der
Aufbau einer auf Rechtsstaatlichkeit basierenden Weltordnung einerseits abhingig von der
Gewichtigkeit der GroBmaéchte unter den Mitgliedern der Vereinigten Staaten und vor allem denen, die
dem Sicherheitsrat angehoren und andererseits von regionalen Organisationen, auf die die UNO
zurilickgreifen konnte — zum Beispiel die NATO und die Européische Union.

52. Wenn die Europdische Sicherheitsstrategie davon spricht, dass die Europédische Union eine
"groBe Bandbreite von Instrumenten zur Verfiigung hat" (einschlieBlich militdrischer Instrumentarien),

¥ Nouvelles Atlantiques, 7. April 2005.



und dabei die Bevolkerungszahlen in Betracht zieht, wobei die Europédische Union "zwangslaufig ein
globaler Akteur ist", so geschieht dies in Anerkennung der Bedeutung der internationalen
Beziehungen. Der dabei beflirwortete effektive Multilateralismus muss deshalb mehr sein als die
Starkung des Volkerrechts durch einzelne internationale Institutionen. Beriicksichtigt werden muss
ferner das Gleichgewicht der Krifte zwischen den GroBméchten, wie die Europdische Union selbst
eine werden mdchte.

53. Das ist noch weit entfernt von einer idealen Welt, in der eine Weltordnung herrscht, wie sie
sich die Verfasser der Europdischen Sicherheitsstrategie vorstellen. Wenn dies das Ziel sein soll, so
muss alles nur Menschenmdgliche getan werden, um das Verstindnis und die Kooperation zwischen
den Hauptakteuren auf der internationalen Biihne zu erleichtern und alles zu vermeiden, was das
Risiko von Konflikten zwischen ihnen in sich birgt oder dieses Risiko erhdht und was zu Spannungen
in heiklen Regionen der Welt fiihrt. Unter diesen Umstidnden wire die Authebung des Embargos fiir
Waffenverkédufe an China das falsche Signal zur falschen Zeit.

54. Die Europdische Sicherheitsstrategie beflirwortet die Einrichtung strategischer
Partnerschaften mit einer Vielzahl von Staaten auf der Welt, darunter die Vereinigten Staaten,
Russland, China, Japan, Kanada und Indien. Diese Méchte spielen auf der internationalen Biihne sehr
unterschiedliche Rollen, und zwischen einigen von ihnen bestehen Interessensdifferenzen, um nicht zu
sagen Interessenskonflikte. Wenn auch das wesentliche Merkmal derartiger Partnerschaften aus
gemeinsamen Zielen und Werten der Mitgliedstaaten der Europédischen Union besteht, so sind doch die
praktischen Aussichten auf Erreichung dieser Ziele nicht fiir alle Lander dieselben.

55. Was in diesem Zusammenhang benétigt wird, ist eine klarere Definition des Inhalts und der
Zielsetzungen von jeder dieser Partnerschaften. Denn wenn sie zu einem effektiven Multilateralismus
beitragen sollen, so diirfen sie nicht zu Koalitionen mit Partnern fiithren, die unvereinbare, um nicht zu
sagen, diametral entgegengesetzte Interessen haben.

56. Doch es ist auch notwendig, die Auswirkungen zu bewerten, die die politische Entwicklung
innerhalb der Europdischen Union auf die Umsetzung der Europédischen Sicherheitsstrategie haben
wird. Hier stellt sich die Frage nach der Bedeutung des Inkrafttretens des Vertrages zur Schaffung
einer europdischen Verfassung und der letzten Haupterweiterungsrunde dieses Projekts.

57. Die Ratifizierung des Verfassungsvertrages ist offensichtlich keine unvermeidliche
Bedingung fiir die Umsetzung der Européischen Sicherheitsstrategie. Es kann jedoch nicht geleugnet
werden, dass diese durch vollstindige Anwendung der Bestimmungen des Verfassungsvertrages auf
die GASP und die ESVP sehr erleichtert werden kann. Die Ernennung eines Présidenten des
Européischen Rates, der von diesem Gremium fiir eine Amtszeit von 2% Jahren, die einmal erneuert
werden kann, gewéhlt wird und die Schaffung des Postens eines Auflenministers der Union konnten
entscheidend zur Starkung der notwendigen Gemeinsamkeit der AuBlenpolitik der Européischen Union
beitragen.

58. Einige Experten vertreten sogar die Auffassung, dass die "Bestrebungen der Européischen
Sicherheitsstrategie nach groBerer (...) Gemeinsamkeit erst und nur dann realisiert werden kdnnen,
wenn derartige Bestimmungen der Verfassung als Fusion der externen Dienste der EU und der dem
neuen Stil entsprechende Europiische Ratsprisident und 'AuBenminister’ in Kraft treten’. Eine
Erweiterung der Petersberg Aufgaben unter Einschluss von Abriistungsoperationen und Bekdmpfung
des Terrorismus, die Solidaritdtsklausel und die gegenseitige Beistandsklausel (obwohl nicht bindend)
sind ebenfalls wichtige und &ufBerst wichtige Faktoren bei der Umsetzung der Européischen
Sicherheitsstrategie.

59. Angesichts der Erweiterung der Europdischen Union auf 25 Mitgliedstaaten sowie der
Fortsetzung des Erweiterungsprozesses besteht die Absicht bei der Schaffung von Instrumenten "fiir
eine permanente strukturierte Kooperation und eine verstirkte Kooperation darin, die Gruppen von
Mitgliedstaaten, die noch weiter gehen mdchten, in die Lage zu versetzen, bestimmte Aufgaben der
ESVP zu iibernehmen, was der Vertrag von Nizza immer noch nicht vorsieht. Dies ist ein echter
Fortschritt. Dennoch sollte beriicksichtigt werden, dass es - solange der Verfassungsvertrag nicht

? Alyson J. K. Bailes: “Die Europdische Sicherheitsstrategie — eine Entwicklungsgeschichte”; SIPRI Policy Paper No
10; Februar 2005.
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ratifiziert worden ist — den Mitgliedstaaten freisteht, jede Art von verstirkter Kooperation aulerhalb
der Vertrdge oder im Rahmen der WEU in die Wege zu leiten.

60. Die Schaffung der Europdischen Verteidigungsagentur (EVA) ist ein Beispiel fiir eine Form
der Kooperation, die erreicht wurde, ohne dass auf die Ratifizierung des Verfassungsvertrages
gewartet wurde. Eine Nichtratifizierung des Vertrages wiirde eine Fortsetzung einer engeren
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der ESVP nicht verhindern, aber zu einer Sklerose der Politik in
allgemeinerem Sinne fithren, mit unabsehbaren Konsequenzen und zweifellos mit schidlichen
Auswirkungen auf die Umsetzung der Europédischen Sicherheitsstrategie.

1V. Umgang mit den Risiken und Bedrohungen fiir Europas Sicherheit und die seiner Biirger

1. Massenvernichtungswaffen und ihre Trigersysteme

61. Obwohl sich die Européische Sicherheitsstrategie auf die nuklearen Vorhaben Nordkoreas
und auf die Weiterverbreitung von Waffen im Mittleren Osten (ohne ausdriicklichen Bezug auf den
Iran) als Sorgengebiete fiir Europa bezieht, scheint die Absicht Europas, sich nicht unmittelbar in die
schwierigen 6-Parteien-Verhandlungen mit Nordkorea einzuschalten, vollig gerechtfertigt.

62. Dennoch ist Nordkorea der erste Signatarstaat des Atomsperrvertrages, der sich aus diesem
zuriickgezogen hat, was zu Entwicklungen fiihren konnte, die die Risiken fiir die Sicherheit der
Européischen Union erhéhen diirften.

63. Aber diese Risiken sind nicht nur das Produkt der Entwicklung und Verbreitung von
atomaren, biologischen und chemischen Waffen, sondern auch ihrer Tragersysteme. In dieser Hinsicht
gilt sicherlich folgendes: "Die Sicherheit wird weiterhin bedroht durch zunehmend héher entwickelte
und letale ballistische Flugkorper und Marschflugkorper und unbemannte Luftfahrzeuge (UAVs)'’. Zu
beriicksichtigen sind auch die Gefahren einer Verbreitung von tragbaren Flugkdrpern, die Terroristen
einsetzen konnen''.

64. Und obwohl der Européische Rat im Dezember 2003 eine weitere Strategie zur Bekdmpfung
der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen eingefiihrt hat, zéhlte dieses Thema nicht zu den
Hauptaspekten, auf die der belgische AuBenminister und der luxemburgische PSK-Vertreter in
Vertretung der EU/WEU-Prisidentschaft bei der gemeinsamen Sitzung der Ausschiisse der
Versammlung in Briissel am 9. Mérz 2005 aufmerksam machten.

65. Aus den Schlussfolgerungen der Prasidentschaft nach der Tagung des Européischen Rats am
16. und 17. Dezember 2004 ging hervor, dass letzterer einen Bericht zur Umsetzung der EU-Strategie
zur Bekédmpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen gebilligt hat. Dieser &duBerst
ausfiihrliche Bericht konzentriert sich auf das was getan werden muss, um den Hauptvertrigen,
Abkommen und Vereinbarungen zur Verifizierung der Abriistung und zur Nichtweiterverbreitung von
Massenvernichtungswaffen allgemeine Geltung zu verleihen. Dazu gehdren auch MafBlnahmen zur
Verstirkung der Verifikation, der Inspektion und der Verfahren zur Kontrolle von Exporten.

66. Der Bericht enthilt keine konkrete Bezugnahme auf Nordkorea und den Iran. Was
Nordkorea anbetrifft, so hat Herr Solana an dieses Land appelliert, eine Wiederaufnahme der 6-
Parteien-Verhandlungen zuzustimmen, an denen die Vereinigten Staaten, China, die Russische
Foderation, Japan und Siidkorea beteiligt sind.

67. Es war deshalb iiberraschend, beim Lesen des auf 2004 bezogenen Jahresberichts des Rates
an das Europdische Parlament iiber die Hauptaspekte und Grundentscheidungen der GASP (vom 15.
April 2005) zu erfahren, dass die Zulassung aller neuer EU-Mitgliedstaaten zum Exportkontrollregime
Schwierigkeiten bereitet. Tatsdchlich brachte die Plenartagung des Tragertechnologie-Kontrollregimes
(MTCR) vom 6.bis 8. Oktober 2004 in Seoul keine Einigung iiber die Zulassung der sieben neuen EU-
Mitglieder, die von dem Regime ausgeklammert bleiben. Weder fiir die Griinde fiir diese Uneinigkeit
noch iiber die Identitit der Lander, deren Beitritt angefochten wurde, ist eine Erklarung abgegeben
worden.

1% “Mapping the global future (Darstellung der globalen Zukunft)”, Bericht des National Intelligence Council (Rat fiir
nationale Nachrichtengewinnung, Projekt 2020, Dezember 2004.
' Siehe Ziff. 101 des Berichts des UNO- Generalsekretirs vom 21. Mirz 2005, iiber die Reform der UNO.
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68. Was den Iran angeht, so gipfelten die im Auftrag der Europdischen Union von Frankreich,
Deutschland und dem Vereinigten Konigreich mit Teheran gefiihrten Verhandlungen in einer
dahingehenden Einigung, dass der Iran seine Urananreicherungsvorhaben insgesamt aussetzen wird.
Doch der Iran ist weit davon entfernt, einem endgiiltigen Verzicht auf sein Atomprogramm
zuzustimmen. In diesem Zusammenhang ist es ein gutes Zeichen, dass sich die Europdische Union und
die Vereinigten Staaten in der Verfolgung ihrer gemeinsamen Ziele, ndmlich der Verhinderung, dass
der Iran Atomwaffen erwirbt, deutlich nidher gekommen sind.

69. Inzwischen unterstiitzen die USA den européischen Standpunkt, dass der Iran nicht isoliert
werden sollte und dass Verstoe gegen Bestimmungen des Atomsperrvertrages nicht sofort dem
UNO-Sicherheitsrat zugeleitet werden sollten und dem Land stattdessen grofziigige Hilfe fiir die
Entwicklung von Kernenergie zu friedlichen Zwecken und umfangreiche wirtschaftliche
Zusammenarbeit fiir die Gegenleistung eines Verzichts auf sein militdrisches Atomprogramm in
Aussicht gestellt werden sollte.

70. Wenn man dennoch hofft, den Iran zur endgiiltigen Aufgabe seiner atomaren Ambitionen
bewegen zu konnen, muss auch dariiber nachgedacht werden, ihm Sicherheitsgarantien anzubieten —
etwas, das zur Zeit nicht aktuell ist. Weiterhin bleibt das Problem von Irans Beitrag zum Terrorismus,
und es gibt nach wie vor Differenzen zwischen den Europdern und den USA {iber die Ziele der
letzteren hinsichtlich eines Regimewechsels.

71. Jedenfalls ist das Engagement der Européischen Union in der Iran-Frage nicht ohne Risiken.
Denn wenn die Verhandlungen scheitern, wiirde dies nicht nur einen schweren Riickschlag fiir die
GASP bedeuten, sondern auch ein ernsthaftes Risiko, dessen Konsequenzen nicht vollstindig
kontrollierbar sind. Kdme die Angelegenheit vor den Sicherheitsrat und der Iran hielte sich nicht an die
dort gefassten Resolutionen, auch nicht im Falle von Sanktionen, so wiirde sich die Frage stellen, ob
die Européische Union bereit wire, ZwangsmafBinahmen, um nicht zu sagen, militérischen MaBinahmen
zuzustimmen und — ein noch heikleres Problem — sich direkt an ihnen zu beteiligen.

72. Und somit — auch in der Hoffnung, dass es nicht zu einem solchen Szenarium kommen wird
— konnte das Iran-Problem ein Fall sein, in dem die Europdische Union den Charakter eines
"praventiven Engagements/priventiven Einsatzes" klarstellen sollte, wie es in der Européischen
Sicherheitsstrategie vorgeschlagen wird.

73. In diesem Zusammenhang ist es hilfreich, einen ndheren Blick zu werfen auf die jiingsten
Gedankengénge und Vorschlige des UNO-Generalsekretirs, die er am 21. Méarz 2005 in seinem
Bericht iiber die UNO-Reform veréffentlicht hat '*

74. Darin weist der Generalsekretédr auf folgendes hin: Akute Bedrohungen werden voll
abgedeckt durch Artikel 51, der das selbstverstindliche Recht souverdner Staaten sicherstellt, sich
gegen einen bewaffneten Angriff zu verteidigen "(...)”. Internationale Rechtsexperten sind schon seit
langem zu dem Schluss gelangt, dass sich diese Bestimmung auf akute Angriffe bezieht.

“Da, wo Bedrohungen nicht akut, sondern latent sind, gibt die Charta dem Sicherheitsrat
uneingeschrankte Vollmacht zur Anwendung militirischer Gewalt, auch in pridventiver
Form, um den internationalen Frieden und die internationale Sicherheit zu erhalten”.

Dies bewog den UNO-Generalsekretir nach Beratung durch die Hochrangige Gruppe fiir
Bedrohungen, Herausforderungen und Wandel, deren Aufgabe es ist, Vorschlége fiir die Anderung und
Ergiinzung der UNO-Charta zu erarbeiten, keine Anderung zu Artikel 51 vorzuschlagen, sondern
stattdessen "zu empfehlen, dass der Sicherheitsrat eine Resolution annimmt, in der diese Grundsétze
dargelegt werden und in der seine Absicht zum Ausdruck kommt, sich von ihnen leiten zu lassen,
wenn es darum geht zu entscheiden, ob fiir die Anwendung von Gewalt eine Autorisierung oder ein
Mandat erteilt werden soll (...)”.

75. Allerdings bringt er nicht klar zum Ausdruck, ob die vorgeschlagene Resolution die Regeln
fiir die Anwendung von Gewalt nur in Fillen von nicht akuten Bedrohungen (wenn der Sicherheitsrat
die Entscheidung treffen wiirde) oder auch in Fillen einer akuten Bedrohung festlegen soll, in Féllen
also, in denen jeder bedrohte Staat MaBnahmen gemél Artikel 51 ergreifen kann.

> “In Larger Freedom: towards development, security and human rights for all” (In groBerer Freiheit: In Richtung auf
Entwicklung, Sicherheit und Menschenrechte fiir alle), Bericht des Generalsekretirs.
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76. Die Europdische Sicherheitsstrategie geht nicht ausdriicklich darauf ein, ob
PraventivmalBnahmen der Européischen Union einschlieBlich der Anwendung von Gewalt, unbedingt
eine vorherige Autorisierung des UN-Sicherheitsrats erforderlich machen. Aber man kann sie
unterschwellig in diesem Sinne interpretieren, denn sie betont die primére Verantwortung des
Sicherheitsrates zur Erhaltung des Friedens bei gleichzeitiger Unterstiitzung einer auf Regeln
basierenden Weltordnung, fiir die die UNO-Charta den grundlegenden Rahmen bildet.

77. Dies ist eine Abweichung von der Nationalen Sicherheitsstrategie und der Nationalen
Verteidigungsstrategie der Vereinigten Staaten, die im Mairz 2005 verdffentlicht wurde. Dieses
Dokument nimmt keinerlei Bezug auf die Vereinten Nationen oder den UNO-Sicherheitsrat.
Allerdings enthilt es Einzelheiten iiber das Vorgehen der USA im Hinblick auf priventive
[praemptive] Einsatze:

“Diese Strategie soll dem Présidenten eine gro3e Bandbreite von Optionen ermdglichen.
Dazu gehdren PriventivmaBnahmen, um einem Gegner die strategische Initiative zu
verwehren oder einem schwerwiegenden Angriff zuvorzukommen; Gefechtsoperationen
gegen einen fahigen und organisierten militdrischen bzw. paramilitirischen Gegner oder
gegen aufstindische Kréfte; sowie Stabilisierungsoperationen, die von friedenserhaltenden
MaBnahmen bis hin zu echten Kampfeinsitzen reichen (...).

Zu den praventiven MaBBnahmen gehoren Sicherheitskooperation, Abschreckung im vorderen
Bereich, humanitire Hilfe, Friedenseinsétze und Initiativen gegen die Weiterverbreitung von
Massenvernichtungswaffen einschlielich Internationaler Zusammenarbeit zur Verhinderung
illegaler Transittransport von Massenvernichtungswaffen (...). Prdventive MalBnahmen
konnten auch andere militdrische Einsdtze beinhalten, zum Beispiel solche, zur
Verhinderung des Ausbruchs von Feindseligkeiten oder als Unterstiitzung zur Verteidigung
oder Wiedereinsetzung befreundeter Regierungen. Unter Annahme der gefdhrlichsten und
zwingendsten Umstdnde konnten PraventivmafBnahmen auch die Anwendung von Gewalt
erforderlich machen, um Massenvernichtungswaffen, die sich im Besitz von Terroristen oder
anderen befinden, unschidlich zu machen oder zu zerstoren oder um Ziele zu bekédmpfen,
(zum Beispiel Terroristen), von denen eine direkte Bedrohung fiir die Vereinigten Staaten,
mit den USA befreundeten Staaten oder andere Interessen ausgeht (...)”.

78. Die nationale Verteidigungsstrategie der USA befasst sich deshalb ausfiihrlicher mit dem
Problem militirischer Einsdtze im Rahmen von Mallnahmen, die manchmal als "counter-proliferation
measures”" (Verhinderung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen) bezeichnet werden, in
anderen Worten, MaBnahmen, die zu ergreifen sind, wenn die Politik zur Verhinderung der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen mit friedlichen Mitteln fehlgeschlagen ist. In diesem
Punkt ist die Européische Sicherheitsstrategie viel weniger genau.

79. Obwohl es von wesentlicher Bedeutung ist, sich ohne Verzug auf eine gemeinsame Haltung
zu praventiven Finsédtzen zu einigen, seien sie nun politischer, militdrischer oder sonstiger Natur,
macht es der Schutz vor den Gefahren von Massenvernichtungswaffen und ihrer Tragersysteme
aulerdem erforderlich, tiber die praktischen Mittel der Verteidigung gegen solche Waffen
nachzudenken fiir den Fall, dass Diplomatie, Proliferationsverhinderung und Priavention ergebnislos
bleiben. Die Européische Sicherheitsstrategie hat diesbeziiglich keine Antwort anzubieten. Auch wenn
der Kontext ein wenig anders aussdhe, erscheint der im Europdischen Parlament vorgebrachte Antrag
auf eine Debatte iliber die Entwicklung einer Europdischen Verteidigungsstrategie mehr als
gerechtfertigt."

80. Wihrend die USA ihr eigenes nationales Flugkdrperabwehrsystem entwickeln, an dem sich
iibrigens Kanada nicht beteiligen mochte, und wiahrend die NATO sich vor kurzem auf die Einrichtung
einer Gefechtsfeldflugkdrperabwehr geeinigt hat, um Truppen ihrer Mitgliedstaaten zu schiitzen, die in
Krisenbewiltigungsoperationen eingesetzt sind, geht die Diskussion iiber die kiinftige Rolle der
Abschreckung, auch als Mittel zur Bekdmpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen in
einigen Landern weiter. So zum Beispiel in Frankreich.

PSiehe Bericht iiber die Europiische Sicherheitsstrategie, Europdisches Parlament, Ausschuss fiir auswirtige
Angelegenheiten. Berichterstatter Helmut Kuhne, angenommen vom Européischen Parlament am 14. April 2005.
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81. Obwohl sich die WEU Versammlung nie davor gedriickt hat, derartige Fragen auf den Tisch
zu bringen, gibt es zur Zeit kein europdisches Forum, in dem Erdrterungen iiber Art und Bedeutung der
Bedrohung und {iiber die angemessenen militdrischen Reaktionen, die ins Auge zu fassen sind,
stattfinden. Die im WEU-Rat zusammentretenden Signatarstaaten des gednderten Briisseler Vertrages
haben eine konkrete Verantwortung fiir derartige Angelegenheiten, denn sie sind an die in Artikel V
des Vertrages festgelegte Beistandsverpflichtung gebunden und handeln in engem Zusammenwirken
mit der NATO.

82. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass der Rat in seiner Antwort auf die
Empfehlung 749'* bekriftigt hat, er werde weiterhin alle Bestimmungen des geénderten Briisseler
Vertrages anwenden, solange dieser in Kraft bleibt. Es wird immer offensichtlicher, dass die Klausel
zur gegenseitigen Verteidigung gemill Artikel 1-41.7 des Vertragsentwurfs fiir eine Européische
Verfassung den Artikel V des geénderten Briisseler Vertrages nicht ersetzen kann, und zwar weil diese
Klausel nicht bindend ist und keine Bestimmungen hinsichtlich Umsetzung enthilt. Deshalb muss jede
Erdrterung in Europa iiber die Abwehr von Bedrohungen von Massenvernichtungswaffen und ihre
Tréagersysteme — auch wenn es nur darum geht, was die NATO tut und was in diesem Bereich
notwendig ist — im Rahmen der WEU stattfinden.

83. Es sollte ferner berticksichtigt werden, dass die WEU, die Europédische Union und die NATO
in den letzten Jahren erheblich erweitert worden sind, und dass die Streitkrédfte der Mitgliedstaaten bei
Krisenbewiltigungseinsitzen in verschiedenen Teilen Europas eingesetzt sind. Es wird deshalb eine
Debatte gefordert iiber den betreffenden geographischen Raum in Verbindung mit der in Artikel V des
Briisseler Vertrages enthaltenen Bezugnahme auf einen bewaffneten Angriff in "Europa", wobei hier
die gegenseitige Beistandsverpflichtung ins Spiel kommt.

2. Internationaler Terrorismus

84. Der Kampf gegen den Terrorismus bringt dhnliche Schwierigkeiten mit sich. Und zwar
insofern als der Vertreter der EU/WEU-Prisidentschaft am 9. Mérz 2005 die Ausschiisse der WEU-
Versammlung dariiber unterrichtete, dass es geplant sei, bis zum Juni 2005 ein Konzept zu entwickeln
fir den Aufbau eines schnellen Reaktionspotentials/Einsatzpotentials zum Schutz europiischer
Streitkrafte, die bei Operationen im Rahmen der ESVP und anderen Schutzaspekten eingesetzt sind.

85. Bis jetzt hat der WEU-Rat nicht auf die Fragen der Versammlung geantwortet, ob ein
Terroristenangriff von auBlerhalb, in einem Umfang der mit den Angriffen vom 11. September 2001
vergleichbar ist, oder bei dem Massenvernichtungswaffen eingesetzt werden, einen bewaffneten
Angriff im Sinne von Artikel V darstellt. Dies ist eine entscheidende Frage, weil die Solidarititsklausel
in Artikel I-43 der Entwurfsfassung des Verfassungsvertrages dessen Anwendung der Européische Rat
vorwegnehmend beschlossen hat, legt weit restriktivere Bedingungen fest, wenn es darum geht, den
betroffenen Landern zu helfen und eventuell militdrisches Potential im Falle eines Terroristenangriffs
zu aktivieren.

86. Auf jeden Fall ist es wichtig, die auf Terrorismusbekdmpfung bezogenen Mafinahmen im
konzeptionellen Rahmen der ESVP-Dimension, welche sich mit der Bekdmpfung des Terrorismus
befasst und die im vergangenen Dezember vom Rat gebilligt wurden, schnell umzusetzen. Eine
wichtige der vielen vorgesehenen Mallnahmen bezieht auf die Verbesserung des Austausches von
militdrischen Aufklarungsergebnissen, und die Versammlung kann nicht oft genug ihre Empfehlung
wiederholen, dass in diesem Zusammenhang das Satellitenzentrum in Torrejon stirker genutzt werden
sollte. Es ist deshalb bedauerlich, dass es in diesem Zusammenhang keinen Hinweis auf das Zentrum
gibt, weder in dem Prisidentschaftsbericht iiber ESVP vom 13. November 2004 noch in dem
konzeptionellen Rahmen, auf den Bezug genommen wird.

87. Nach der jlingsten informellen Sitzung der EU-Verteidigungsminister am 21. Mérz 2005,
erklarte die luxemburgischen Prisidentschaft, dass “Alle Verteidigungsminister der Auffassung seien,
dass der ESVP bei der Bekdmpfung des Terrorismus keine entscheidende Rolle, sondern eher eine

' Siehe Dokument 1878 der Versammlung, verabschiedet am 29. November 2004: “Europiische Sicherheitspolitik
fiinfzig Jahre nach Unterzeichnung des gednderten Briisseler Vertrages — Antwort auf den Jahresbericht des Rates”,
vorgelegt im Namen des Politischen Ausschusses durch Antonio Nazaré Pereira, Berichterstatter (Portugal, Foderierte
Gruppe).
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unterstiitzende Rolle zukommt”'". Auch wenn dies bei den meisten wahrscheinlichen Szenarien der
Fall zu sein scheint, muss auch immer an die Gefahr eines terroristischen FEinsatzes von
Massenvernichtungswaffen gedacht werden.

88. Im Zusammenhang mit der Terrorismusbekimpfung konnten folgende Uberlegungen der
Debatte weiteren Stoff liefern, bei der es darum geht, wie man am giinstigsten ein gemeinsames
Konzept fiir die Terrorismusbekdmpfung findet und wie man es den Terroristen erschwert, sich
Massenvernichtungswaffen zu beschaffen. Bei der ersten geht es um den Vorschlag des UNO-
Generalsekretérs zur Billigung der Definition "Terrorismus", wie sie von der Hochrangigen Gruppe
fiihrender Personlichkeiten konzipiert worden ist, und im Jahr 2004 dem Generalsekretir vorgelegt
wurde, als es darum ging, Vorschlige fiir Reformen der UNO zu erarbeiten'®. Die Gruppe definiert
Terrorismus wie folgt:

“...abgesehen von Handlungen, die bereits von den bestehenden Konventionen gedchtet
werden, liegt immer dann eine terroristische Handlung vor, wenn sie mit der Absicht erfolgt,
Zivilisten oder Nichtkombattanten zu toten oder ihnen schweren korperlichen Schaden
zuzufiigen, und zwar mit dem Ziel, eine Bevolkerung einzuschiichtern oder eine Regierung
oder internationale Organisation zu einer bestimmten Handlungsweise zu zwingen oder sie
von dieser abzubringen.”"’

89. Der UNO-Generalsekretir richtet den dringenden Appell an die Staatschefs weltweit, sich
einstimmig hinter diese Definition zu stellen und vor Ende der sechzigsten Sitzung der
Generalversammlung eine umfassende Konvention iiber Terrorismus abzuschliefSen.

90. So kam es am 14. April 2005 in Sankt Petersburg zu einer hitzigen Debatte {iber die
Definition von Terrorismus anldsslich einer gemeinsamen Tagung des erweiterten
Prisidialausschusses, des Unterausschusses fiir auswértige Beziehungen der Parlamentarischen
Versammlung des Europarats, dem Ausschuss fiir auswértige Angelegenheiten und dem
Verteidigungs- und Sicherheitsausschuss der Parlamentarischen Versammlung der Gemeinschaft
unabhéngiger Staaten (GUS). Es stellte sich unter anderem die Frage, ob nicht auch jemand ein
Terrorist sein konnte, wenn er aus den vom UNO-Generalsekretdr genannten Griinden Kombattanten
totet.

91. Abgesehen von Fragen der Definition muss auch das allgemeine Konzept fiir
Terrorismusbekdmpfung erdrtert werden, vor allem mit den Vereinigten Staaten. In diesem
Zusammenhang besteht eine fundamentale Divergenz zwischen den Vereinigten Staaten und der
Europdischen Union. Die Nationale Verteidigungsstrategie der USA beginnt bereits am Anfang des
Dokuments mit der Erklédrung "Amerika ist eine Nation im Kriege". Dies &hnelt in keiner Weise dem
Konzept der Europder, die alle ihre Bemiihungen zur Terrorismusbekdmpfung auf die ganze
Bandbreite  nicht-militdrischer Instrumentarien konzentrieren. Wihrend die  Européische
Sicherheitsstrategie die Auffassung vertritt, Abschreckung sei keine wirksame Reaktion auf
Terrorismus, vertritt die Nationale US-Verteidigungsstrategie folgenden Standpunkt:

“Obwohl es schwerer ist, bestimmte von extremistischen Ideologien inspirierte nicht-
staatliche Akteure wie Terroristen und Insurgenten abzuschrecken, zdgern auch diese
Akteure, ihre Ressourcen fiir Aktionen einzusetzen, die mit groBer Wahrscheinlichkeit
fehlschlagen. Unsere Abschreckung muss versuchen, die Kosten-Nutzen-Berechnungen
dieser Akteure zu beeinflussen, wahrend wir weiterhin die Operationen gegen sie verfolgen."

92. Andererseits sind die Européder grundsétzlich bemiiht, die Ursachen des Terrorismus zu
ermitteln und zu beseitigen, und sehen dabei einen Zusammenhang mit dem Druck durch
Modernisierung, kulturelle, soziale und politische Krisen sowie die Entfremdung junger Menschen, die
in ausldndischen Gesellschaftssystemen leben.

93. Ein weiterer Faktor zur Veranschaulichung, wie weit man diesseits und jenseits des Atlantik
von einem gemeinsamen Konzept entfernt ist, ist der Vorschlag einer Expertengruppe der Hessischen
Stiftung fiir Friedens- und Konfliktforschung zur Abschaffung aller taktischen Atomwaffen, da

'S Bulletin Europe No 8913, 22. Mirz 2005; Nouvelles Atlantiques No 3662, 22. Mérz 2005.

' Eine sicherere Welt unsere gemeinsame Verantwortung Bericht der Hochrangigen UNO-Gruppe fiir Bedrohungen,
Herausforderungen und Wandel, Vereinte Nationen 2004.

' Bericht des UNO-Generalsekretirs vom 21. Mérz 2005.
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Terroristen sich leichter diese aneignen konnten als ballistische Flugkorper'®. Dagegen befiirworteten
die Amerikaner in ihrem 2002 herausgegebenen Nuclear Posture Review den Einsatz atomarer Mini-
Bomben im Krieg gegen den Terrorismus'. Es besteht somit kein Mangel an Diskussionsthemen im
europdischen, transatlantischen oder weltweiten Rahmen.

V. Geforderte Kriterien fiir eine Beteiligung der Europdischen Union an der
Krisenbewiiltigung, vor allem bei regionalen Konflikten

94, In einer Erkldrung vor den Mitgliedern des franzdsischen Senats am 13. April 2005 duBerte
der Vertreter Frankreichs gegeniiber der WEU und dem PSK folgende Ansicht: “Es gibt keine vorweg
definierten Kriterien fiir eine Auslandsintervention der Europdischen Union. Ein derartiges Eingreifen
ist abhéngig von dem besonderen Interesse der Européischen Union hinsichtlich einer Krisensituation,
von dem politischen Willen, einzugreifen, und von den Grenzen ihrer Projektionsfdhigkeit. Ndhme
man als Hauptkriterium fiir ein Eingreifen der Europdischen Union deren Féhigkeit, jede ihrer
Krisenbewiltigungsaktionen durch militirische Einsédtze zu unterstiitzen, so muss Vorsicht weiterhin
das Schliisselwort bleiben, denn die Fortschritte in Richtung auf Realisierung des Europidischen
Aktionsplans zu den Fahigkeiten (ECAP) mit Hinblick auf die Umsetzung des Planziels 2010 sind
bisher recht bescheiden.

95. AuBerdem konnen solche Pline erst 2007 umgesetzt werden, wenn die Europédische Union
iiber die Mittel verfiigen wird, um gleichzeitig zwei schnelle Reaktionseinsétze in Stirke von jeweils
einem Gefechtsverband (eine Battle Group) zu iibernehmen. Zur Erreichung der Einsatzreife im
Zeitraum 2005-2006 muss die EU wenigstens eine Battle Group mit der Féhigkeit zur Durchfiihrung
von mindestens einem schnellen Reaktionseinsatz in Gefechtsverbandsstérke bereitstellen konnen.

96. Das Problem der Koordinierung und Interoperabilitit mit dem NATO-Projekt der Schaffung
einer schnellen Reaktionstruppe (NATO Response Force, NRF) entstand in der Aufstellungsphase der
dreizehn Battle Groups, da beide Krifte aus dem gleichen und einzigen "Kréftetopf" entnommen
werden miissen und weil nach Aufstellung der Battle Groups eine Einigung mit der NATO dartiber
erzielt werden muss, wie der Anspruch beider Organisationen auf Heranziehung solcher Krifte
zwischen ihnen geteilt werden soll. Jedenfalls gilt, dass es angesichts des Umfangs des ersten grofien
Militéreinsatzes der EU in Bosnien und Herzegowina (Operation Althea) mit einer Dislozierung von
iiber 7000 Soldaten unwahrscheinlich erscheint, dass sich die EU in absehbarer Zeit auf einen weiteren
grofBen Militireinsatz einlassen wiirde.

97. Nun ist es auch so, dass das erklérte Ziel der Européischen Sicherheitsstrategie, der EU die
Fahigkeit zur Durchfiihrung mehrerer gleichzeitiger Operationen zu verleihen, nicht an einem Tag
erreicht werden kann. Dank der Berlin-Plus Vereinbarungen gilt, dass die EU auf NATO-Potential
zuriickgreifen kann, wie sie es zur Zeit im Rahmen der Operation Althea tut. Doch es sind jedes Mal
Verhandlungen mit der NATO erforderlich, deren Ergebnis nicht ausschlieBlich von der EU bestimmt
werden kann. Aber die Europdische Sicherheitsstrategie weist mit Recht darauf hin, dass keine der
neuen Bedrohungen rein militdrischer Art ist und ihr deshalb nicht nur mit militirischen Mitteln
begegnet werden kann : Jede erfordert eine Kombination von Aktionsmitteln, die auf die Art der
Bedrohung zugeschnitten sind.

98. Obwohl man andererseits durchaus sagen konnte, dass die EU fiir einen Umgang mit
vielschichtigen Situationen besonders gut ausgestattet ist, darf nie vergessen werden, dass ihre grofiten
diesbeziiglichen Stirken bis jetzt noch nicht im militdrischen Bereich liegen. Und dies trotz der
Einrichtung einer zivil-militidrischen Planungszelle und der Europdischen Verteidigungsagentur (EVA)
im Jahre 2004. Noch sollte vergessen werden, dass die EU hinsichtlich des Entscheidungsprozesses in
der Lage sein mochte, iiber den Beginn einer Operation binnen 5 Tagen nach Billigung des
Krisenbewitigungs-Konzepts durch den Rat zu entscheiden, wofiir ein schneller politischer Konsens
unter den 25 Mitgliedstaaten erforderlich ist.

99. Die Europédische Sicherheitsstrategie erinnert u.a. daran, dass " bei fast jeder groflen
Intervention der militdrischen Leistung ein ziviles Chaos gefolgt ist" und dass eine groflere Kapazitit
noétig ist, um in Krisen und Krisenfolgesituationen alle notwendigen zivilen Ressourcen zum Tragen zu
bringen.

' Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2. Dezember 2004.
" Le Figaro, 17. Januar 2005.
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100. Die im Juni 2004 vom Europdischen Rat gebilligte Umsetzung des zivilen Planziels bis zum
Jahre 2008 gewinnt in diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung. Seit April 2004 bearbeitet
ein EU-Unterstiitzungsgremium innerhalb des Generalsekretariats des Rates Angelegenheiten der
Rechtstaatlichkeit, der Zivilverwaltung, des Schutzes von Zivilpersonen usw.

101. Die Schwerpunktgebiete der zivilen Krisenbewiltigung sind hauptséchlich Angelegenheiten
der Polizei, der Rechtstaatlichkeit, der Zivilverwaltung und des Schutzes von Zivilpersonen, umfassen
aber auch verschiedene Arten von Beobachtungseinsitzen und die Unterstiitzung fiir
Sonderbeauftragten der Europdischen Union. Nach einigen Anfangsschwierigkeiten konnten iiber 5700
Polizisten mit dem notwendigen Sachverstand fiir einen Einsatz in Krisengebieten iibernommen
werden.

102. Nach einer Erkldrung der Luxemburger Prisidentschaft in Briissel vom 9. Mirz 2005
gegeniiber den Ausschiissen der Versammlung hat die EU seit Anfang dieses Jahres ein
Ausbildungshandbuch und einen Ausbildungsplan fiir Polizisten, die bei internationalen Einsétzen der
zivilen Krisenbewiltigung eingesetzt werden sollen. Es ist ein Konzept erarbeitet worden fiir den
Einsatz integrierter Polizeieinheiten, die der militirischen Fiihrung unterstellt werden kénnen sowie
auch fiir verlegbare Stébe.

103. Bezogen auf den Schutz von Zivilpersonen bedeutet jetzt eine Vereinbarung zwischen dem
Rat und der Kommission, dass Krifte fiir Bevolkerungsschutz bei Krisenbewiltigungs-Operationen
auBerhalb der EU eingesetzt werden konnen. Auch Konzepte fiir mdgliche Ubergangsaufgaben der
Zivilverwaltung sind erarbeitet worden. Auflerdem hat die EU mit der Erdrterung einer Ausweitung
der bestehenden Schwerpunkts-Interventionsgebiete auf Uberwachungseinsitze begonnen und ein
Konzept fiir dieses neue Schwerpunktsgebiet erarbeitet.

104. Die von fiinf Mitgliedstaaten der EU (Frankreich, Italien, Niederlande, Portugal und
Spanien) eingeleitete Initiative zur Aufstellung einer européischen Polizeitruppe ist ein sehr wichtiger
Beitrag flir die Erhaltung von Sicherheit und Ordnung in Problemgebieten. Doch trotz erzielter
Fortschritte ist es noch ein langer Weg bis zur Erreichung des zivilen Planziels und der Ambitionen der
EU, gleichzeitig mehrere zivile Einsétze auf variablen Einsatzebenen durchfiihren zu kdnnen.

105. Die Erreichung des zivilen Planziels ist in vier Stufen vorgesehen, von denen drei im Jahre
2005 abgeschlossen sein sollen. Diese beinhalten eine Erarbeitung von Szenarien, Planungen und die
Erstellung einer Liste von Forderungen und Féhigkeiten sowie die Feststellung von
Féhigkeitsdefiziten.

106. Gewiss spielen geographische Faktoren eine Schliisselrolle bei der Entscheidung fiir einen
Einsatz, und es ist vollig gerechtfertigt, dass die Européische Sicherheitsstrategie eine Betonung auf
Sicherheit in der "Nachbarschaft" der EU legt, ohne dabei die Bedeutung weiter entfernt liegender
Bedrohungen auBler Acht zu lassen. Ferner teilt Ihr Berichterstatter die Auffassung, die das Politische
Komitee in seinem Bericht "Europidische Sicherheitspolitik 50 Jahre nach Unterzeichnung des
gednderten Briisseler Vertrages — Antwort auf den Jahresbericht des Rates”™™ zum Ausdruck gebracht
hat, dass ndmlich die Kriterien des am 15. September 2004 Herrn Solana vorgelegten Dokuments
"Eine menschliche Sicherheitsdoktrin fiir Europa" eine gute Grundlage fiir die Festlegung von EU-
Schwerpunkrichtlinien auf diesem Gebiet bieten kdnnte.

107. Natiirlich muss jeder Einsatz im Rahmen der ESVP auf der Gemeinsamen Auflen- und
Sicherheitspolitik (GASP) basieren, aber es kdnnte der Fall eintreten, dass bestimmte Lander auf
andere innerhalb des EU-Rates Druck ausiiben, um Operationen in Regionen zu billigen, in denen sie
spezielle Eigeninteressen haben.

108. Dennoch scheint unter allen Mitgliedstaaten der EU generelle Ubereinstimmung dariiber zu
bestehen, dass Friedenserhaltung und Sicherheit in Afrika eine Prioritét fiir die Europdische Union
darstellen, wie es sowohl der belgische AuBlenminister Karel de Gucht als auch Paul Duhr, der
Standige Vertreter Luxemburgs bei der EU und den WEU-Réten bei der Sitzung der Ausschiisse der
WEU-Versammlung in Briissel bekréftigten. Der Erfolg der Operation Artemis in der Demokratischen

MSiehe Dokument 1878 der Versammlung, angenommen am 29. November 2004: “Europiische Sicherheitspolitik 50
Jahre nach Unterzeichnung des gednderten Briisseler Vertrages — Antwort auf den Jahresbericht des Rates”, vorgelegt
im Auftrag des Politischen Ausschusses durch Antonio Nazaré Pereira, Berichterstatter (Portugal, Foderierte Gruppe).
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Republik Kongo und die humanitire Katastrophe in Darfur, Sudan, haben vermutlich dazu
beigetragen, es fiir den Rat leichter zu machen, den "Aktionsplan fiir Unterstiitzung von Frieden und
Sicherheit in Afrika durch die ESVP" zu billigen.

109. Hierbei geht es in erster Linie darum, den Léandern der Afrikanischen Union bei der
Durchfiihrung ihrer Einsdtze, AMIS I und AMIS 1II zu helfen, um den Krisen im Sudan ein Ende zu
setzen, vor allem in Darfur, wo die Européische Union durch eine Handvoll Beobachter vertreten ist.
Doch es wurde bald klar, dass die Maflnahmen zur Verbesserung der Lage unzureichend waren, da es
den Organisationen der Afrikanischen Union, welche sie durchfiihren wollten, nicht gelingt, dem
Td6ten ein Ende zu setzen.

110. Wihrend die Européische Union die Bombenangriffe der sudanesischen Luftwaffe auf die
Dorfer in Darfur lediglich verurteilte, kam es zu groferen Differenzen zwischen den Mitgliedern des
UNO-Sicherheitsrats iiber ein Mandat fiir eine Friedenstruppe im Sudan. Im Rahmen der letztlich
angenommenen Resolutionen werden UNO-Truppen nur im Siiden des Landes disloziert und nicht in
Darfur selbst, welches unter der Verantwortung der Truppenteile der Afrikanischen Union bleibt.

111. Seither haben die Vereinigten Staaten keine Einwédnde mehr gegen die Entscheidung, die
Verantwortlichen fiir Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sudan vor den Internationalen
Strafgerichtshof zu laden. Dies ist ein wesentlicher Fortschritt, doch der Fall Darfur ist ein weiteres
Beispiel fiir die Schwierigkeiten bei der Erreichung des ndtigen Konsens im Sicherheitsrat. Die ESVP
der Europdischen Union und die NATO, die bei der Miinchner Sicherheitskonferenz beide von Kofi
Annan aufgefordert worden waren, stirker zur Befriedung der Region Darfur beizutragen, miissen
Mittel und Wege finden, um sich stirker in der Region zu engagieren und in Abstimmung mit der
Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen tétig zu werden. In diesem Zusammenhang ist es
bedauerlich, dass sich die Diskussion zur Zeit auf die Unstimmigkeiten zwischen Frankreich und den
Vereinigten Staaten konzentriert, und zwar dariiber, ob sich nun die NATO oder die Europiische
Union in dieser Region engagieren sollte.

112. Inzwischen ist die EUPOL-Polizeimission Kinshasa in der Demokratischen Republik Kongo
vom Rat gebilligt worden. Diese steht in Zusammenhang mit den FolgemaBBnahmen zur Operation
Artemis. AuBlerdem ist es so, dass sich die von Frankreich und Belgien vorgebrachten Vorschlage fiir
eine Beratungs- und Unterstiitzungsmission fiir die Demokratische Republik Kongo zwecks
Reformierung des Sicherheitsbereichs und auch der Streitkrifte in diesem Land, zur Zeit in der
Planungsphase befinden. Geméfl den Ausfiihrungen von Herrn Solana anlésslich der informellen
Tagung der EU-Verteidigungsminister am 18. Mérz 2005, besteht der Zweck der Mission, die Ende
April beginnen soll darin, den ehemaligen Konfliktparteien dabei zu helfen, sich in eine einheitliche
und reformierte nationale Armee einzugliedern, um eine schnelle Stirkung der Sicherheit und die
Abhaltung von Wahlen zu ermdglichen.

113. Nach Auffassung von Herrn Solana konnte die Rolle der ESVP in Afrika von politischer und
finanzieller Unterstiitzung fiir die Afrikanische Union (AU) oder fiir subregionale Organisationen bis
hin zu Einsdtzen von stirker operativem Charakter reichen. Bei diesem Konzept ginge es dann
hauptséchlich um die Unterstiitzung bei der Weiterentwicklung afrikanischer Fahigkeiten zur
Friedenserhaltung. Jedoch erfordern die Ereignisse in Darfur und anderen Gebieten wesentlich
tiefgreifendere Uberlegungen dariiber, ob nun die Europidische Union in direkterer Weise einbezogen
werden sollte oder nicht, vor allem wenn es sich herausstellt, dass die Fahigkeiten der AU zur
Friedenserhaltung der Aufgabe nicht gewachsen sind.

114. Jingste Ereignisse in den Lénder der GUS, vor allem in Georgien, Kirgistan und der
Ukraine, haben erneut deutlich gemacht, wie wichtig es fiir die Européische Union ist, eine Politik der
ostlichen Nachbarschaft, wie sie in der Europdischen Sicherheitsstrategie befiirwortet wird, zu pflegen.
Die Beendigung der Beobachtermission der OSZE an der georgisch-russischen Grenze auf Wunsch
Russlands fiihrte dazu, dass Georgien die Europdische Union um Entsendung einer ESVP-Mission in
dieses Land bat, wahrend die EU zur Zeit eine Mission mit dem Namen EUJUST Themis durchfiihrt,
um den georgischen Behdrden bei der Reformierung ihres Strafjustizsystems zu helfen. Die Zuweisung
einer Rolle fiir die ESVP in Georgien, eine Malnahme, die einige der neuen EU-Mitgliedstaaten trotz
Einwidnden der Mehrheit unterstiitzen wiirden, konnte mit Russland erortert werden, und zwar im
Rahmen der strategischen Partnerschaft der EU mit diesem Land. Bisher gab es diesbeziiglich keine
MaBnahmen, die iiber den Versuch hinausgehen, einen Aktionsplan fiir einen gemeinsamen
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Sicherheitsraum der europdischen AuBlenpolitik zu erstellen. Dazu gehdren auch Regelungen fiir eine
Zusammenarbeit im allgemeinen Bereich ESVP.

115. Ein weiteres Thema, das zur Erorterung heranstehen konnte, ist der Grad, bis zu welchem die
EU mit Russland zusammenarbeiten konnte, wenn es darum geht, eine Losung fiir die noch offenen
Probleme in Moldau und besonders in der Provinz Transnistrien zu finden. Derartige Fragen stehen im
Zusammenhang mit den Entwicklungen in der Ukraine seit Dezember 2004, da sich Moldova mit
Hinblick auf Transnistrien die Unterstlitzung der neuen Regierung von Ukraine sucht und die EU in
ithrem 10-Punkte-Aktionsplan iiber die Ukraine eine praktische Zusammenarbeit mit diesem Land
hinsichtlich des Transnistrien-Konflikts ins Auge fasst und in allgemeinerem Sinne auch die
Zusammenarbeit hinsichtlich Krisenbewéltigung verstiarken mdochte.

116. Da es scheint, dass die EU auch Russland aufgefordert hat in den Dialog iiber die Zukunft
von Moldau einzutreten, gibt es eine ganze Bandbreite von Themen, die entweder mit Russland oder
mit der Ukraine zu erortern sind. Dafiir muss die Européische Union noch ein gemeinsames Konzept
entwickeln. Auch die Weilirussland-Frage konnte mit einbezogen werden.

117. Noch konkreter auf die Ukraine bezogen, muss sich die EU ziigig darauf einigen, ob sie
diesem Land einen EU-Beitritt in Aussicht stellen mdchte. Sie muss dabei auch {iber die Bedingungen
fiir einen solchen Beitritt entscheiden, oder auch iiber ein anderes Konzept fiir die Gestaltung der
kiinftigen Beziehungen der EU mit der Ukraine. Diesbeziiglich bleibt ein Thema im Vordergrund:
Némlich der Inhalt der Partnerschaft mit der Russischen Foderation, deren AuBenpolitik und innere
Entwicklung von ihrem eigenen Verstindnis der Entwicklungen in anderen Lindern abhingen wird.
Diese Lénder sind z.B. die Ukraine und eventuell auch andere GUS-Staaten im Kaukasus und in
Zentralasien. Ferner geht es um die Richtung, in der diese sich bewegen und die diesbeziigliche
Reaktion der EU. Das fiir Mai 2005 anberaumte Gipfeltreffen zwischen der EU und Russland in
Moskau wird eine Gelegenheit bieten, alle diese offenen Fragen zu untersuchen, die geklirt werden
miissen, damit die Partnerschaft mit Russland Substanz erhilt.

118. Gleichzeitig hiite man sich vor der Auffassung, die verschiedenen Operationen der EU im
Balkan, wie Althea und die EUPM in Bosnien und Herzegowina sowie der Polizeieinsatz Proxima in
der friitheren jugoslawischen Republik Mazedonien (FYROM) zur Routine geworden sind. Kosovos
kiinftiger Status muss noch festgelegt werden und die Lage in der FYROM ist noch nicht stabil.
Serbiens Politik ist noch immer ein Haupterschwernis, weil Serbien nur widerstrebend mit dem
Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag zusammenarbeitet und aufgrund seiner Haltung zum
Kosovo Problem vermutlich in die Isolation gerdt. Denn die USA haben sidmtliche finanzielle
Unterstiitzung gekappt und die EU weigert sich, mit der ersten Phase einer Durchfiihrbarkeitsstudien
iiber Serbien weiterzumachen. Doch dies wire die erste Voraussetzung fiir das Verfahren als Vorstufe
eines Beitritts.

119. Es ist klar, dass ein Engagement fiir die Beilegung der Schwierigkeiten im Nahen und
Mittleren Osten weiterhin ein wichtiger Faktor fiir die AuBlenpolitik der Europdischen Union ist. Nach
Aussagen der Européischen Sicherheitsstrategie ist die Beilegung des israelisch-arabischen Konflikts
sogar eine strategische Prioritdt der Union. Es scheint, dass die diesbeziiglichen Erfolgsaussichten fiir
eine Zusammenarbeit der EU mit anderen Partnern des Quartetts selten so gut gewesen sind.

120. Es hat ferner den Anschein, dass die amerikanische Initiative fir den Mittleren Osten im
weiteren Sinne dank der Unterstiitzung der EU erfolgreich vorankommt und dass der Prozess von
Barcelona dabei eine wichtige Rolle gespielt hat. Die Entscheidung der EU, sich iiber das EUJUST-
LEX—Vorhaben zur Ausbildung hoherer Staatsbeamter im Management und in der strafrechtlichen
Ermittlung zu engagieren, ist ein erstes Anzeichen dafiir, dass die tiefen Gegensétze innerhalb der
Union iiber die Bewertung der amerikanischen Irak-Politik und die transatlantischen Differenzen
wegen der militérischen Intervention zu heilen beginnen und sich nun wieder ein bisher bescheidener
Grad an Kooperation durchzusetzen beginnt.

121. Dialog und Kooperation der EU mit ihren mediterranen Partnern auf dem Gebiet der
Krisenbewiltigung sind wesentliche Elemente jeder nachbarschaftlichen Politik. Doch es bedarf noch
weiterer Informationen 1iiber Zweck und Inhalt dieses Dialogs und besonders {iiber das
Jahresaktionsprogramm, das die EU entworfen hat und dass ein Thema fiir die Euro-mediterrane
Zusammenarbeit sein konnte.
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122. Eine erste Bewertung des Aktionsbereichs, in den die EU bisher eingebunden worden ist,
und zwar in der allgemeinen Krisenbewéltigung jenseits ihrer Grenzen, wire die, dass die meisten
ihrer Operationen, abgesehen von der Operation Althea, ihrem Umfang nach noch immer bescheiden
sind. Die Union muss sich erst noch als fahig erweisen, wirksam zur Losung groBerer Krisen in ihrer
unmittelbaren und weiteren Umgebung beizutragen und dabei die ganze Palette der politischen und
militdrischen Instrumente der ESVP zum Tragen zu bringen.

123. Bis jetzt ist die EU noch dabei, ihre politischen und militérischen Instrumente zu schaffen
oder zu vervollkommnen und verfligt noch nicht {iber die zusidtzlichen politischen Mittel, die der
Vertrag fiir eine FEuropdische Verfassung vorsieht. Ihr fehlt auch immer noch eine echte
Verteidigungsdimension und folglich befasst sich die Européische Sicherheitsstrategie nicht mit der
Frage, wie man im Falle eines volligen Versagens der Krisenverhiitungsmittel den Bedrohungen fiir
Europas Sicherheit begegnen will.

VI Effektiver Multilateralismus?

124. Der Europidische Rat beauftragte die luxemburgische Prisidentschaft u.a. mit der
Verbesserung des Dialogs und der Kooperation zwischen der EU und internationalen Organisationen
wie der UNO, der NATO und der OSZE sowie der AU und den EU-Partnern auf dem Gebiet der
ESVP. Dies beinhaltet auch europdische Lénder, die der NATO, nicht aber der EU angehdoren.

125. Die Europiische Sicherheitsstrategie macht die Stirkung der UNO und des UNO-
Sicherheitsrates zu einer Hauptprioritdt Europas. Im Dezember 2004 und auch am 22. u. 23. Mirz
2005 bekriftigte der Europédische Rat die feste Entschlossenheit der EU, eine wesentliche Rolle in der
UNO zu spielen. Dieses Engagement gewinnt zur Zeit besondere Relevanz, da von der EU eine
gemeinsame Position erwartet wird hinsichtlich der Vorschlige des UNO-Generalsekretérs vom 21.
Mirz 2005 in seinem Bericht mit dem Titel: "In groBerer Freiheit: In Richtung auf Entwicklung,
Sicherheit und Menschenrechte fiir alle". Hier gibt es eine weitgehende Anlehnung an den 2004 von
der hochrangigen UNO-Gruppe verfassten Bericht {iber UNO-Reformen.

126. Nach Auffassung des Europdischen Rates tridgt der Bericht des Europdischen Rates
wesentlich zur Vorbereitung des UNO-Gipfels im September 2005 bei. Die luxemburgische
Prasidentschaft bekriftigte sogar der Presse gegeniiber, dass die 25 Mitgliedstaaten hundertprozentig
hinter Kofi Anans Vorschldgen stiinden und dass die EU beschleunigt an der endgiiltigen Festlegung
der gemeinsamen Positionen arbeite, die beim Gipfel im Juni eingenommen werden kdnnten, um es
der EU zu ermdglichen, beim UNO-Gipfel im nichsten September®' mit einer Stimme zu sprechen.

127. Der Bericht des Generalsekretérs ist mit seinen 64 Seiten sehr umfangreich und enthélt auch
zahlreiche Vorschlage fiir eine neue Konzeption der kollektiven Sicherheit, den Kampf gegen
Terrorismus, die Nichtweitergabe von Massenvernichtungswaffen und vor allem Konfliktverhiitung
und Gewaltanwendung. Es bleibt noch viel zu tun, um in der EU eine gemeinsame Position zu all
diesen Vorschldgen zu finden.

128. In der neuen Konzeption des UNO-Generalsekretérs zur kollektiven Sicherheit und seiner
Bewertung der Hauptbedrohungen, die weitgehend den sechs Dimensionen des 2004 vorgelegten
Berichts der hochrangigen UNO-Gruppe fiir Bedrohungen, Herausforderungen und Wandel " Eine
sicherere Welt: Unsere gemeinsame Verantwortung" entsprechen, findet sich eine breite
Ubereinstimmung mit der Analyse des gleichen Themas in der Européischen Sicherheitsstrategie.

129. Der Bericht des Generalsekretirs befasst sich ferner mit dem Problem der Verbreitung
leichter Waffen und Antipersonenminen und betont die Aspekte Vermittlung und Sanktionen. Um die
Uberwachung der Einhaltung von Friedensvereinbarungen nach regionalen Konflikten zu verbessern,
empfiehlt er die Einrichtung einer zwischenstaatlichen friedensschaffenden Kommission innerhalb der
UNO, bestehend aus dem Sicherheitsrat und Mitgliedern des Wirtschafts- und Sozialrates sowie
"Vertretern der filhrenden Truppensteller und der Hauptgeldgeber fiir einen stindigen Fond zur
Friedensschaffung".

*! Bulletin Europe, No 8915, 24. Mirz 2005.
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130. In dem Dokument iiber ihre Priorititen, das die EU fiir die 60. Sitzung der UNO-
Generalversammlung im September 2005 verfassen will, soll sie zu diesen Vorschldgen Stellung
nehmen.

131. Die Vorschldge des UNO-Generalsekretérs sollen auch die Wirksamkeit dieses Gremiums
verbessern und seine Entscheidungsstrukturen umgestalten, vor allem die des Sicherheitsrates. Vor
allem zu diesem Aspekt konnte es zwischen den EU-Mitgliedstaaten zu Interessenskonflikten und
Meinungsverschiedenheiten kommen. Insgesamt beabsichtigt die EU, als Rechtspersonlichkeit
aufzutreten und bei der UNO mit einer politischen Stimme zu sprechen, doch vor der UNO ist jeder
Mitgliedsstaat souverén.

132. Weiterhin wird die EU die anderen Hauptakteure in der UNO von der Verniinftigkeit ihrer
Konzeption eines effektiven Multilateralismus sowie vom Primat der UNO und ihres Sicherheitsrates
iiberzeugen miissen. Dies gilt besonders fiir die USA, wo immer noch viel Skepsis iiber die
Niitzlichkeit der UNO herrscht. (In ihrer Rede am 8. Februar 2005 in Paris erwéhnte die US-
AuBenministerin Condoleeza Rice noch nicht einmal die Rolle der UNO). Die Entscheidung der
hochrangigen Gruppe und des UNO-Generalsekretirs, keine ausdriickliche Ausweitung des in Artikel
51 der UNO-Charta verankerten Recht auf Selbstverteidigung zur Erleichterung préventiver oder
praemptiver Einsédtze vorzuschlagen, sondern stattdessen den Sicherheitsrat zu der Entscheidung zu
bevollméchtigen, ob die Voraussetzungen fiir derartige Einsétze vorliegen, diirfte die Debatte zwischen
Amerikanern und Europdern neu entfachen und der EU Gelegenheit geben, ihr Konzept des
"priaventiven Engagements/praventiven Einsatzes" weiter auszufeilen.

133. In diesem Zusammenhang ist es unumgénglich, die dringenden Félle zu beriicksichtigen, in
denen sich Sicherheitsrat als geldhmt erwies, wie etwa im Kosovo und im Irak, und in denen die EU-
Mitgliedstaaten zu sehr unterschiedlichen Schlussfolgerungen gelangten.

134. AuBerdem ist es notwendig, die praktischen Entwicklungen bei der Zusammenarbeit
zwischen der EU und der UNO und die Bereiche dieser Zusammenarbeit zu verfolgen. Die vom Rat
freigegebenen Informationen sind nicht sehr konkret, auBBer hinsichtlich der Unterstiitzung im Rahmen
der ESVP fiir die UNO Mission in der Demokratischen Republik Kongo (MONUC) und der
Einfilhrung eines gemeinsamen konsultativen Instrumentariums zusétzlich zu der gemeinsamen
Erklirung der EU/VN vom 24. September 2003. Insbesondere ist es notwendig, konkretere
Vorstellungen von den durch die EU getroffenen Folgemafnahmen zu bekommen, und zwar
hinsichtlich der Zusammenarbeit mit der UNO auf dem Gebiet militdrischer und ziviler
Krisenbewailtigungseinsitze.

135. Im Rahmen des Konzepts eines effektiven Multilateralismus betrachtet die Europédische
Sicherheitsstrategie die transatlantischen Beziehungen als wesentliches und unersetzbares Element des
internationalen Systems. Wéhrend die NATO als "wichtiger Ausdruck” dieser Beziehungen betrachtet
wird, besteht das erklérte Ziel in einer "effektiven und ausgewogenen Partnerschaft mit den USA".
Hieraus ldsst sich herleiten, dass die transatlantische Partnerschaft, sei es iiber die NATO oder
unmittelbar zwischen der EU und den USA als vorrangig betrachtet wird. Diese Tatsache wird
sicherlich Auswirkungen auf Partnerschaften haben, die mit anderen internationalen Akteuren ins
Auge gefasst werden.

136. Die Entwicklung der transatlantischen Beziehungen wird wahrscheinlich eine
Hauptherausforderung in den kommenden Jahren sein, und die verschiedenen Positionen, die von den
USA, der NATO und den Vertretern der EU eingenommen werden und ganz besonders die Debatten
bei der Miinchner Sicherheitskonferenz veranschaulichen die Notwendigkeit, diesem Aspekt
besondere Aufmerksamkeit zu schenken.

137. Die erste Herausforderung in bezug auf die transatlantischen Bezichungen ist die
Notwendigkeit zur Uberwindung der Differenzen zwischen den USA und der EU hinsichtlich ihrer
Auffassungen einer Weltordnung der Freiheit, Gerechtigkeit, Demokratie des Friedens und der
Sicherheit und auch eines effektiven Multilateralismus. Waihrend sich die Europdische
Sicherheitsstrategie von Anfang an auf das Primat der UNO und des UNO-Sicherheitsrates bezieht,
geht die neue US-Verteidigungsstrategie in keiner Weise auf die UNO ein und ebenso wenig auf die
NATO oder die EU.
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138. Die US-Verteidigungsstrategie, nach der sich die USA im Kriegszustand befinden, unterteilt
die Welt in Freunde und Verbiindete der USA einerseits und ihre Feinde andererseits. Ihr Bestreben ist
"die weltweite Erhaltung und Ausweitung von Frieden, Freiheit und Wohlstand". Was die kiinftigen
Beziehungen zwischen den GroBmichten angeht, wiederholt die US-Verteidigungsstrategie die
Erkliarung von Prasident Bush mit Hinblick auf die Nationale Sicherheitsstrategie und zwar: "Heute hat
die Internationale Gemeinschaft seit dem Aufkommen der Nationalstaaten die beste Chance (...), eine
Welt zu schaffen, in der GroBméchte sich einen friedlichen Wettbewerb liefern, statt sich stindig auf
Krieg vorzubereiten".

139. Wie passt diese Vision von einer Welt von Michten in stindigem Wettbewerb zu dem
europdischen Konzept, nach dem der Multilateralismus auf Regeln basieren muss, die allgemein
anerkannt und respektiert werden? Dies wird in starkem Mafe von der kiinftigen Entwicklung der
Vereinten Nationen abhingen. Wenn es der UNO gelingt, sich neu zu etablieren, und zwar als
Instrument mit der Féhigkeit, ihre Rolle als Forum von hauptséchlich demokratischen Staaten
wirksamer auszuiiben, so konnten die USA zu dem Schluss gelangen, dass es nicht in ihrem Interesse
liegt, Alleingdnge zu veranstalten.

140. Die zweite Herausforderung betrifft hauptsidchlich die kiinftige Rolle des Atlantischen
Biindnisses und die Entwicklung der Partnerschaft zwischen NATO und EU. Die WEU-Versammlung
hat diesbeziiglich eine besondere Verantwortung als Wichter des gednderten Briisseler Vertrages,
dessen Artikel IV eine enge Zusammenarbeit mit der NATO bei der Umsetzung des Vertrages
vorsieht. Die WEU und ihre Versammlung bilden deshalb das wesentliche Bindeglied zwischen
europdischen und transatlantischen Konzepten. Dies ist ein Element, das heute in den Beziehungen
zwischen EU und NATO fehlt. Darauf hat der Prasident der WEU-Versammlung, Stef Goris, bei der
gemeinsamen Sitzung der Ausschiisse der Versammlung mit dem Nordatlantikrat am 21. Mérz 2005
hingewiesen.

141. Zuerst einmal gibt es das Problem, dass nicht alle EU-Mitgliedstaaten Mitglieder der NATO
sind und dass nicht alle NATO-Mitglieder der EU angehoren. Bis 1999 war die WEU, deren sdmtliche
Mitglieder der EU und der NATO angehdren, das stirkste Bindeglied zwischen den beiden
Organisationen. Heute sind von den sechs EU Mitgliedstaaten, die nicht der NATO angehdren, zwei —
ndmlich Zypern und Malta — keine Mitglieder des Programms "Partnerschaft fiir den Frieden" und
haben keine Sicherheitsabkommen mit der NATO. Da die Tiirkei nicht bereit ist, die Prdsenz von
Vertretern Zyperns und Maltas bei den gemeinsamen Sitzungen zwischen dem stindigen NATO-Rat
und dem PSK der EU zur Erdrterung von Angelegenheiten aufler der Umsetzung der Berlin-Plus-
Vereinbarungen zu akzeptieren, bleibt der Dialog zwischen der EU und der NATO in allen diesen
Foren recht begrenzt.

142. Dies ist umso bedauerlicher, als der NATO-Generalsekretér, Herr Jaap de Hoop Scheffer,
zahlreiche Anstrengungen unternommen hat, um den politischen Dialog zwischen den beiden
Organisationen zu stirken und auszuweiten und erst kiirzlich die Organisation von informellen
Zusammentreffen zwischen den AufBenministern von EU und NATO angeboten hat. Aber in der
NATO selbst gibt es sofort Schwierigkeiten, sobald die Frage aufkommt, wie diese Organisation
wieder ihren Vorzugsplatz als Diskussionsforum zwischen den atlantischen und europdischen
Biindnispartnern {iiber aktuelle Hauptthemen zuriickgewinnen konnte. Bei der internationalen
Sicherheitskonferenz in Miinchen im Februar wies der deutsche Bundeskanzler auf die Notwendigkeit
einer transatlantischen politischen Debatte hin.

143. Eine erste Erorterung bei einem informellen Treffen der NATO-AuB8enminister in Wilna
(Vilnius), am 21. April 2005 zeigte auf, dass es hinsichtlich des Rahmens der Debatte iiber die
politische Dimension der Allianz unterschiedliche Auffassungen gibt. In diesem Zusammenhang
verdeutlichte Frankreich seinen Standpunkt, dass die Erdrterungen auf die militérische Dimension
beschriankt werden sollten und weigerte sich demzufolge, Angelegenheiten zu erértern, wie etwa die
Aufhebung des Embargos fiir Waffenverkdufe nach China, atomare Probleme in bezug auf Nordkorea
oder Irans Atomprojekte.

144. Diese Beispiele zeigen das Ausmal} an Schwierigkeiten bei der Erreichung eines effektiven
Multilateralismus in den transatlantischen Beziehungen. Auf welchem Forum sollten Erdrterungen mit
den USA stattfinden, um die Divergenzen zwischen den europdischen und amerikanischen Strategien
abzubauen? Auf jeden Fall ist es wichtig, die Hindernisse fiir einen substantielleren Dialog zwischen
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der NATO und den offiziellen Stellen der EU aus dem Weg zu rdumen, um eine produktive
Zusammenarbeit zu erreichen und Entwicklungen zu vermeiden, die Rivalitdt und Konkurrenzkampf
fordern konnten, an denen niemand interessiert sein kann.

145. Von Zeit zu Zeit kommt der Gedanke auf, innerhalb der NATO eine "Eurogruppe" zu
bilden, um den europdischen FEinfluss in der Allianz zu stirken, eine Idee, die beim NATO-
Generalsekretdr auf wenig Gegenliebe stoft. Aber Initiativen dieser Art zeigen, wie schwierig es ist,
eine Zusammenarbeit zwischen Organisationen grundverschiedener Art, wie der EU und der NATO,
zu realisieren — wobei erstere ein hohes Mal3 an Integration unter den Mitgliedern anstrebt, wihrend
letztere auf dem Grundsatz der nationalen Souverinitit aller Verbiindeten basiert.

146. Aus praktischen Griinden ist es wichtig, Probleme der Kooperation zwischen der EU und der
NATO schnell zu 16sen und vor allem, sich auf eine Lastenteilung zu einigen, um Interoperabilitit
zwischen den EU Battle Groups und der NRF zu gewéhrleisten und zu klidren, unter welchen
Bedingungen diese beiden Verbiande unter UNO-Mandat eingesetzt werden konnen.

147. Eine weitere — und zwar nicht neue - Schwierigkeit ist die Beteiligung von européischen
NATO-Mitgliedern, die nicht zur EU gehdren, an den verschiedenen Vorhaben der ESVP, z.B. den
Battle Groups oder, als Angehorige der Westeuropdischen Riistungsgruppe (WEAGQG), an der Arbeit der
Européischen Verteidigungsagentur (EVA), am Entscheidungsprozess fiir und der Umsetzung von EU-
Operationen im Rahmen der ESVP oder auch die Beteiligung aller nicht zur NATO gehoérenden EU-
Staaten am Konsultationsprozess zwischen den beiden Organisationen.

148. Doch derartige Probleme haben ihre Wurzeln nicht einfach nur im rechtlichen Bereich; es
stellt sich auch die Frage, ob bisherige Meinungsverschiedenheiten zwischen den atlantischen Partnern
durch eine Ara des gegenseitigen Verstindnisses und der Kooperation ersetzt werden kdnnen. Dies ist
immer noch Wunschdenken, auch nach Préasident Bushs Besuch bei der NATO, der EU und einiger
europdischer Hauptstddte im Februar 2005. Zweifellos gibt es Zeichen, die optimistisch stimmen:
Beispielsweise Europdische und Amerikanische Konvergenz in Sachen Iran; aber die Frage der
Authebung des Embargos fiir Waffenverkdufe nach China ist nach wie vor ein Streitpunkt, der die
transatlantischen Beziehungen hart auf die Probe stellen und schwerwiegende Auswirkungen auf die
Art dieser Beziehungen haben konnte.

149. Es bleibt noch viel zu tun fiir die Festigung der zwischen EU und NATO anvisierten
Partnerschaften sowie der Partnerschaft zwischen der EU und den USA — es geht hier um die
Entwicklung ihres Inhalts und um Schaffung eines Konzepts, um diese Partnerschaften mit den
betreffenden Partnern auszuhandeln und zu kniipfen.

VII.  Engere Einbindung von Parlamenten und Biirgern

150. Beim jiingsten informellen Treffen der EU-Verteidigungsminister am 18. Mérz 2005 gab die
luxemburgische Présidentschaft ihre Absicht bekannt, eine sensiblere und zielgerichtetere
Kommunikationsstrategie zu entwickeln. Gleichzeitig bedauerte sie, dass die Europdische Sicherheits-
und Verteidigungspolitik oftmals auBBerhalb der Hauptarena der nationalen Parlamente und auflerhalb
des Blickfeldes der Offentlichkeit gemacht wird.

151. Eine solche Initiative, mit Hinblick auf die Parlamente und Wihlerschaften der
Mitgliedstaaten, ist nicht nur fiir die ESVP duBerst sinnvoll. Sie ist gerechtfertigt, ja vielleicht auch
notwendig, damit die Ziele der Europédischen Sicherheitsstrategie besser verstanden werden. Dieses
Verstindnis ist zweifellos wichtig flir die Wahler in der EU, aber auch auflerhalb der EU, vor allem in
deren nichster Nachbarschaft und im weiteren Umfeld.

152. Es gibt deshalb gute Griinde fiir eine Ergénzung der Europdischen Sicherheitsstrategie durch
eine interparlamentarische Strategie zur Stirkung des Dialogs mit den Parlamenten von
Nachbarstaaten, um diesen die Ziele der europdischen Politik zu erlautern und auch die Art und
Weise, wie diese der demokratischen Uberpriifung unterliegt.

153. Die Beziehungen, die die Versammlung mit der interparlamentarischen Versammlung der
GUS und bestimmten Parlamenten ihrer Mitgliedslinder (zum Beispiel Russland und Ukraine)
aufgebaut hat, und auch ihre Kontakte mit der neu geschaffenen Versammlung der CSCM (Konferenz
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fir Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum) eréffnen umfassende Mdglichkeiten zur
Herstellung eines verstirkten parlamentarischen Dialogs in diesem Zusammenhang. Es wurde eine
erste  Gelegenheit genutzt, die sich ergab, als der erweiterte Présidialausschuss an der
interparlamentarischen Konferenz teilnahm, die von der interparlamentarischen Versammlung der
GUS anberaumt worden war und vom 14.-16. April 2005 in St. Petersburg stattfand.

VIII. Der Jahresbericht des Rates

154. Den zweiten Teil des flinfzigsten Jahresberichts des Rates fiir den Zeitraum 1. Juli bis 31.
Dezember 2004 hat die Versammlung zur Zeit nicht vorliegen. Diese Verzogerung ist besonders
bedauerlich, da Entscheidungen zur Auflésung der Westeuropdischen Riistungsgruppe (WEAG) und
iiber die Zukunft der Westeuropéischen Riistungsorganisation in diesem Halbjahr getroffen wurden,
ohne dass die Versammlung iiber Inhalt, Details und Konsequenzen dieser Entscheidungen informiert
worden war — ganz abgesehen davon, dass sie den Sekretariatsstab der WEAG betreffen.

155. Diese Verzogerung bei der Ubermittlung des Jahresberichts an die Versammlung hat auch
Auswirkungen auf die Antwort des Rates auf die Empfehlung 752 zur "Zusammenarbeit bei der
Beschaffung von Verteidigungssystemen in Europa — Antwort auf den Jahresbericht des Rates", da
dieser Bezug nimmt auf "die relevanten Kapitel des zweiten Teils seines 50. Jahresberichts, die die
gewlinschte Aktualisierung der Entwicklung und Aufgaben der WEU-Gremien liefert, die fiir
Riistungskooperation zustdndig sind".

156. Nun koénnten informelle Anzeichen darauf hindeuten, dass eine Minderheit von
Ratsmitgliedern moglicherweise Vorbehalte zur Aufnahme eines Kapitels {iber die Entwicklung der
ESVP in den Jahresbericht hatten. Dabei hatte doch die Versammlung bereits mehrfach klar gemacht,
dass diese Einstellung rechtlich nicht haltbar ist und politisch duBerst gefihrlich wire. Alle
MaBnahmen, die die WEU-Mitgliedstaaten als Mitglieder der EU hinsichtlich der ESVP durchfiihren,
fallen unter die Zusténdigkeit des nach den Pariser Protokollen vom 23. Oktober 1954 erweiterten
WEU-Rates, wobei diese Protokolle den Briisseler Vertrag modifizieren und ergénzen.

157. Wenn also die Vertreter der WEU-Mitgliedstaaten beim Rat der WEU als Vertreter beim
PSK in der EU auftreten, so erfiillen sie gleichzeitig die Verpflichtungen, die sich aus dem gednderten
Briisseler Vertrag ergeben, vor allem die unter Artikel VIII. Die Ubertragung der Krisenbewiltigungs-
Funktionen der WEU an die EU war nicht begleitet von irgendeiner Entscheidung zur Authebung der
entsprechenden Verpflichtungen nach dem geénderten Briisseler Vertrag. Der einzige Unterschied ist
der, dass die WEU-Mitgliedstaaten ab diesem Zeitpunkt diese Verpflichtungen in einem anderen
Forum wahrnehmen — nédmlich dem der Européischen Union.

158. AuBerdem ist die Haltung des Rates nicht konsequent. Denn die Jahresberichte aus fritheren
Jahren enthalten Ubersichtsinformationen iiber die Entwicklung der ESVP. Ferner haben sich die
Prisidentschaften des Rates recht bereitwillig gezeigt, wenn es darum ging, derartige Themen vor der
Versammlung zu behandeln, und zwar entweder in Plenarsitzungen oder in gemeinsamen
Zusammenkiinften der Ausschiisse der Versammlung und des Stindigen Rat der WEU/dem PSK.
Dariiber hinaus liefert der WEU-Rat in seinen Antworten auf die Empfehlungen 753, 755, 756 und 758
Informationen, wenn auch allzu allgemeiner Art, {iber die Tatigkeiten von WEU-Mitgliedstaaten in der
EU und/oder der Atlantischen Allianz hinsichtlich Bereichen der ESVP, mit denen sich diese
Empfehlungen befassen.

159. Die Versammlung kann nicht mehr tun als auf den Rat und alle Mitgliedsregierungen
einzuwirken, ihre widerstrebende Haltung aufzugeben, wenn es darum geht, relevante Informationen
iiber die Europdische Sicherheits- und Verteidigungspolitik und die Gesamtheit von deren
transatlantischer Dimension in den Bericht aufzunehmen. Hier gilt in vollem MaBe der Artikel IX des
gednderten Briisseler Vertrages. Dieser Artikel ist Ausdruck der Verpflichtung des Rates, mit der
Versammlung einen institutionellen Dialog zu fiihren liber Kernangelegenheiten der européischen
Verteidigung: Diese Angelegenheiten konnen nicht von einer Europdischen Sicherheitsstrategie
abgetrennt werden, die den Anspruch erhebt, umfassend zu sein. In diesem Zusammenhang, und vor
allem bis zur Ratifizierung des Vertrages iiber eine Europdische Verfassung, sollte zu gegebener Zeit
die Zukunft des gednderten Briisseler Vertrages in einen derartigen Dialog einbezogen werden.
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160. Dasselbe gilt fiir die Entscheidung des Rates der WEU, keine Initiative zu ergreifen, um die
neuen Mitgliedstaaten der EU und der NATO aufzufordern, dem gednderten Briisseler Vertrag
beizutreten. Dies wiirde ndmlich die Anzahl der Staaten erhéhen, die in die einzige bindende
Verpflichtung zur gegenseitigen Unterstiitzung eingebunden sind. Diese gilt im Rahmen der EU und in
Gestalt des Artikels V dieses Vertrages und bezieht sich auf den Fall eines bewaftneten Angriffs. Die
Européische Sicherheitsstrategie ist nur dann vollstidndig, wenn sie in einem européischen Engagement
zur kollektiven Verteidigung fest verankert ist. Angesichts der Unzuldnglichkeit der Bestimmungen
des Verfassungsvertrages auf diesem Gebiet, sollte der Rat der WEU von seiner Zusténdigkeit
Gebrauch machen und allen neuen EU-Mitgliedstaaten, welche die im Dezember 1991 festgelegten
Kriterien fiir eine WEU-Erweiterung erfiillen, die Moglichkeit geben, dem geénderten Briisseler
Vertrag beizutreten.

161. Dies beinhaltet eine umfassende gemeinsame Beteiligung der nationalen Parlamente am
Informations- und Konsultationsprozess fiir die Umsetzung dieser Strategie und die Entwicklung der
Europdischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Die WEU-Versammlung ist die einzige
interparlamentarische Versammlung Europas, in der nationale Parlamente Diskussionen und Dialoge
mit Regierungen iiber diese Themen fiihren kénnen. Die Versammlung von ihren bendtigten
Informationen abzuschneiden, wiirde bedeuten, den nationalen Parlamenten die soeben erwédhnten
Moglichkeiten zu nehmen. Dies erscheint leichtfertig, wenn nicht sogar gefdhrlich. Denn von den
nationalen Parlamenten wird erwartet, dass sie die von ihren Regierungen getroffenen Entscheidungen
zu der ESVP iiberpriifen. Sie miissen deshalb iiber die europédischen Aspekte dieser Entscheidungen in
vollem Male informiert werden.

162. Und so erklirt die Resolution des Europédischen Parlaments zur Europdischen
Sicherheitsstrategie, die am 14. April 2005 auf der Grundlage des Kuhne Berichts angenommen wurde
vollig zu Recht, dass es eine Verpflichtung gibe, "den nationalen Parlamenten gegeniiber stindig
Rechenschaft abzulegen iiber Mafinahmen, die im Rahmen der GASP der Union durchgefiihrt worden
sind. Dies gilt besonders fiir jene Mitgliedstaaten, die die Zustimmung ihrer Parlamente einholen
miissen, um einen militdrischen Einsatz durchfiihren zu kénnen."

163. Auch wenn seit 1999 das Europiische Parlament regelméBig iiber die Hauptaspekte und
Grundsatzentscheidungen der ESVP informiert worden ist, und zwar durch einen Bericht, den ihm der
Rat der Union im Rahmen einer inter-institutionellen Vereinbarung jedes Jahr zuleitet, sind die
Tatigkeiten bestimmter Gremien und Funktionen, die die EU von der WEU geerbt hat, praktisch von
der Bildfliche verschwunden. Diese betreffen, um nur einige Beispiele zu nennen, das
Satellitenzentrum in Torrejon, das Institut fiir Sicherheitsstudien, das PSK und dessen Arbeitsgruppen
sowie den Militdrausschuss und den Militirstab der EU. Seit einigen Jahren hat kein Jahresbericht
mehr systematisch Informationen iiber die Tatigkeiten dieser Gremien geliefert, und zwar weder im
Rahmen der WEU noch in dem der Europdischen Union.

164. Die Regierungen, ob sie nun im Rahmen der WEU oder dem der EU zusammenkommen,
wéren gut beraten, das demokratische Defizit, das zur Zeit in beiden besteht, nicht weiter zu vertiefen.
Je transparenter und offener die Informationen sind, desto wahrscheinlicher ist es, dass europdische
Einsidtze von der Wiéhlerschaft unterstiitzt werden. Absolut notwendig ist ein substantieller
Jahresbericht, der friih genug iibermittelt wird, um den betreffenden Komitees eine diesbeziigliche
Erorterung zu ermdglichen und die Mdoglichkeit bietet, diesen bei der Plenarsitzung miindlich
vorzutragen.

IX. Abschliefiende Bemerkungen

165. Die Europédische Sicherheitsstrategie ist zu einer Zeit entwickelt worden, als wegen des
Krieges im Irak tiefe Gegensitze zwischen den Mitgliedstaaten entstanden — mit verheerenden
Konsequenzen fiir die gemeinsame Politik der Europidischen Union. Es ist noch zu frith fiir eine
Beurteilung, ob die Européische Sicherheitsstrategie dazu beitragen kann, eine erneute Entstehung
derartiger Gegensétze zu verhindern. Der Vorteil des Dokuments besteht darin, dass es sich auf die
Beschreibung einer Anzahl von Zielen und Grundprinzipein konzentriert, ohne zu sehr ins Detail zu
gehen. Es mag zwar kurz sein, aber es ist absolut verstidndlich und gut zu lesen.

166. Auch angesichts einer sich schnell verdndernden und immer komplexer werdenden
internationalen Lage, ist die Européische Sicherheitsstrategie somit ein hochst relevantes Dokument,
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wenn es um die Bewertung von Risiken und Bedrohungen geht. In diesem Zusammenhang ist
weitgehende Ubereinstimmung mit den Auffassungen der USA und auch der anderen internationalen
Organisationen wie UNO und OSZE festzustellen. Und doch wird nicht annéhernd genug, ja fast gar
nicht, iiber die Gefahren eines Wiederauflebens des militanten Nationalismus in einigen Landern und
iiber die Bedeutung religidser Faktoren in der Politik diskutiert.

167. Wenn es um die Konkretisierung strategischer Ziele geht, ist ein effektiver Multilateralismus
— basierend auf einem allgemein anerkannten Volkerrechtssystem und mit einer zentralen Rolle der
UNO - zweifellos der Schliissel zur Europdischen Sicherheitsstrategie. Um jedoch dieses

fundamentale Ziel zu erreichen, miissen die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten mit groflen
Herausforderungen fertig werden, ohne dass das Dokument Richtlinien enthilt, wie man dabei
verfahren soll und welche Mittel angemessen sein konnten.

168. Die erste dieser Herausforderungen besteht darin, zwei ganz unterschiedliche Denkweisen
auf einen Nenner zu bringen. Die EU geht von dem Prinzip der politischen Integration aus. Nach
diesem Prinzip muss die nationale Souverénitit von Mitgliedstaaten in immer mehr Bereichen in die
gemeinsame Zustdndigkeit der Union iibergehen. Ganz anders ist es mit dem UNO-System gemail
Bericht des UNO-Generalsekretdrs vom 25. Mirz 2005. Dies gilt auch fiir das amerikanische
Verstindnis einer Weltordnung und das Grundprinzip einer Atlantischen Allianz und die
Zusammenarbeit innerhalb der NATO. Hier kommen die Uberzeugungen internationaler Akteure zum
Tragen, dass souverdne Staaten wesentliche und unvermeidbare Elemente des internationalen Systems
sind.

169. Die zweite Herausforderung ist die Notwendigkeit, dass die Europdische Union sich mit
ihren Hauptpartnern auf den Inhalt eines effektiven Multilateralismus einigt, wie er in der
Européischen Sicherheitsstrategie befiirwortet wird. In dieser Hinsicht ldsst sich eine weitgehende
Ubereinstimmung feststellen zwischen dem européischen Konzept und dem, welches in dem Bericht
enthalten ist, der am 21. Mirz 2005 vom UNO-Generalsekretir der UNO-Generalversammlung
vorgelegt wurde. Bei diesem geht es um die Reform und die kiinftige Rolle der Vereinten Nationen.
Doch hier entsteht ein Problem des Verstindnisses dies- und jenseits des Atlantik. Dies gilt besonders
fiir die Haltung der USA. Diese haben zwar dieselben Wertvorstellungen wie die Européder. Aber sie
sind nicht bereit, sich uneingeschrinkt nach einer auf Regeln basierenden Ordnung zu richten, welche
sich auf das Primat der UNO und des Sicherheitsrates abstiitzt. Stattdessen behalten sie sich das Recht
vor, erforderlichenfalls im Alleingang vorzugehen oder ad hoc-Koalitionen zu bilden, um ihre vitalen
Interessen durchzusetzen oder um Frieden, Freiheit und Demokratie in der Welt zu verbreiten.

170. Es gibt auch wesentliche Unterschiede zwischen den amerikanischen und européischen
Vorstellungen dariiber, wie der internationale Terrorismus bekdmpft werden soll. Um diese
Differenzen auf den verschiedenen Gebieten, auf denen sie auftreten, zu tiberwinden, bedarf es zuerst
einmal einer gemeinsamen Bereitschaft, in einen Dialog einzutreten, und zweitens eine Einigung iiber
das geeignete Forum fiir einen derartigen Dialog.

171. Uber einen bestimmten Zeitraum hinweg sind verschiedene Initiativen eingeleitet worden,
um der NATO ihre Rolle als priméres Forum fiir die Erorterung wichtiger Fragen der transatlantischen
Sicherheit wiederzugeben. Doch haben erste diesbeziigliche Gespriche gezeigt, dass es unter den
Verbiindeten keine Einstimmigkeit iiber die politische Dimension der Allianz gibt. Aullerdem stellt
sich die Frage, ob die NATO wirklich das geeignete Forum ist, um iiber Probleme zu diskutieren, die
die Umsetzung jener Teile der Europidischen Sicherheitsstrategie betreffen, die nicht zu den
amerikanischen Vorstellungen passen, denn die Strategie ist ein Konzept der EU und nicht der Allianz.

172. Zur Realisierung der Ambitionen der Europdischen Sicherheitsstrategie und um die
internationalen Partner besser iiberzeugen zu konnen, muss die Europdische Union mehr Gewicht
erhalten, vor allem hinsichtlich ihrer Beziehungen zu den Vereinigten Staaten. Wenn dies der Fall sein
soll, ist es wichtig, dass sie, sowohl auf diplomatischer als auch militirischer Ebene, eine grofere
Fahigkeit zur gegenseitigen Abstiitzung entwickelt, vor allem was ihre Ressourcen anbelangt.

173. Dennoch sollte klar sein, dass ein derart wichtiges Vorhaben nicht darauf abzielen darf,
Europa zu einem Gegengewicht zu den Vereinigten Staaten zu machen, indem man Europa beféhigt,
genau die Arten von Einsédtzen durchzufiihren, fiir die es die USA kritisiert. Stattdessen sollten diese
Fahigkeiten dazu beitragen, Europas Hauptziel, nimlich das eines effektiven Multilateralismus, zu
starken.
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174. Ferner ist es notwendig, dieses Ziel in den kiinftigen Bezichungen zwischen der
Europédischen Union und der NATO zu realisieren. Dies wiederum erfordert die schnelle Beseitigung
der gegenwirtigen Hindernisse, die einem echten politischen Dialog zwischen den beiden
Organisationen im Wege stehen. Andernfalls kann es nie eine produktive Zusammenarbeit geben.

175. Die Wiederherstellung einer transatlantischen Ubereinstimmung bleibt eine wichtige
Voraussetzung fiir die Umsetzung der Ziele der Europdischen Sicherheitsstrategie. Wenn dies
geschehen ist, sollten die, mit mehreren nationalen Maichten und multinationalen Akteuren
angestrebten  strategischen Partnerschaften auf die zentralen Ziele der Europiischen
Sicherheitsstrategie ausgerichtet werden, und der entsprechende Inhalt dieser Partnerschaften sollte
genauer definiert werden. Unter Beriicksichtigung der erkldrten Ambition der EU, zu einem
internationalen Akteur zu werden, der in der Lage ist, effektive Militdreinsdtze im Interesse von
Frieden und Sicherheit durchzufiihren, hat die EU gerade erst damit begonnen, die MalBnahmen
einzuleiten, die zur Gewinnung der notwendigen diesbeziiglichen Fahigkeit erforderlich sind. Doch die
Bewegung in dieser Richtung ist bisher vielversprechend. Das Inkrafttreten des Verfassungsvertrages
wiirde zur Beschleunigung des Prozesses zusétzlich beitragen.

176. Die Europédische Sicherheitsstrategie ist solange unvollstindig, wie sie sich nicht auf eine
kollektive Verteidigungsgarantie abstiitzen kann. In diese miissen alle Lander einbezogen werden, die
sich auf diese Strategie festgelegt haben. Solange eine derartige Garantie im Rahmen der EU fehlt,
muss der gednderte Briisseler Vertrag erhalten bleiben, und alle neuen Mitgliedstaaten der EU und der
NATO sollten aufgefordert werden, sich diesem Vertrag anzuschlieBen.

177. Wenn das geschehen sollte, wiren alle Bedingungen fiir die Entwicklung eines militérischen
Konzepts auf der Grundlage der Européischen Sicherheitsstrategie erfiillt. In der Zwischenzeit ist es
notwendig, umfassend titig zu werden, um die Parlamente und Wihlerin den Mitgliedstaaten und den
Nachbarstaaten in die Zielsetzungen dieser europiischen Politik einzubeziehen.

27



	ERLÄUTERNDES MEMORANDUM
	vorgelegt von Gerd Höfer, Berichterstatter
	Einleitung
	Die Europäische Sicherheitsstrategie in Verbindu�
	Die Europäische Sicherheitsstrategie angesichts �
	Umgang mit den Risiken und Bedrohungen für Europ�
	Massenvernichtungswaffen und ihre Trägersysteme
	Internationaler Terrorismus
	V.Geforderte Kriterien für eine Beteiligung der �

	VI. Effektiver Multilateralismus?
	VII.Engere Einbindung von Parlamenten und Bürger�
	VIII.Der Jahresbericht des Rates
	IX.Abschließende Bemerkungen



